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Tarifübersicht 

Die Leistungsübersicht bezieht sich auf die Vertragsgrundlagen Ihres Assekuradeurs zur Hausratversicherung (Stand: 1. Mai 2018) und sind 
stark verkürzt wiedergegeben. Maßgeblich ist ausschließlich der Wortlaut der Versicherungsbedingungen.

Hausratversicherung Premium-Plus Premium

Berechnungsgrundlage m² Wohnfläche m² Wohnfläche

Versicherte GefahreN

Feuer, Einbruchdiebstahl / Raub inkl. Vandalismus, Leitungswasser, Sturm / Hagel
Erweiterte Elementarschadenversicherung – SB 250 € optional optional

Verzicht auf den Einwand bei grober Fahrlässigkeit 15.000 €

Versicherte Kosten	

Aufräumungskosten
Bewegungs- und Schutzkosten
Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten
Schlossänderungskosten
Kosten für provisorische Sicherheitsmaßnahmen
Sachverständigenkosten über 25.000 € Schadenhöhe
Rückreisemehrkosten ab 5.000 € Schadenhöhe 1.500 €
Umzugskosten 1.000 € 1.000 €
Transport- und Lagerkosten für 365 Tage für 200 Tage
Hotelkosten bei Unbewohnbarkeit der Wohnung/des Hauses 500 € / 356 Tage 100 € / 100 Tage
Bewachungskosten bis zu 72 Stunden  48 Stunden
Mehrkosten infolge technologischen Fortschritts –––
Datenrettungskosten –––

Kosten von Handelswaren und Musterkollektionen 10.000 € –––

Diebstahlpaket	

Fahrraddiebstahl 1.000 € 500 €
Hausrat aus Kfz; Kinderwägen und Rollstühle; Hausrat aus Krankenzimmern; Gartengeräte 3.000 € 250 €
Diebstahl von Kleidung auf dem eingefriedetem Versicherungsgrundstück 3.000 € –––
Trickdiebstahl innerhalb der Wohnung 1.000 € –––

Diebstahl am Arbeitsplatz 500 € –––

Online- und Digitalschutz	

Vermögensschäden durch OnlineBanking- und Onlinezahlungs-Betrug 5.000 € 500 €
Vermögensschäden durch Kredit- und Bankkartenbetrug 1.000 € –––

Vermögensschäden durch Onlinehandel-Betrug ab Warenwert von 50 € 1.000 € –––

Zusatzleistungen „Feuer“	

Seng-, Rauch-, Ruß- und Schmorschäden, Transportmittelunfall und Blindgängerschäden –––

Zusatzleistungen „Leitungswasser“

Reparaturkosten für Bodenbeläge, Innenanstriche und Tapeten (gemietete Wohnung)
Wasserverlust anlässlich eines ersatzpflichtigen Schadens

Kosten für Mehrverbrauch an (Ab-)Wasser nach einem Leitungswasserschaden 1.000 € –––

Zusatzleistungen „Einbruchdiebstahl“

Reparaturkosten für Gebäudeschäden nach Einbruchdiebstahl
Telefonkosten von Unbefugten nach einem Einbruchdiebstahl

Schlossänderungskosten am KFZ 1.000 € –––

Hausrat „auSSer Haus“

Weltweiter Versicherungsschutz 3 Monate begrenzt

Entschädigungsgrenze je m² Wohnfläche 250 € 150 €

Zusatzleistungen „Sturm / Hagel“

Schäden auf und außerhalb von Balkonen, Loggien und Terrassen 1.000 € –––

Wertsachen

Entschädigungsgrenze aller Wertsachen je m² -Wohnfläche 250 € 150 €

Top-Zusatzleistung

GDV-Garantie

Besitzstandsgarantie, Innovationsgarantie und Differenzdeckung –––
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Hausratversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Versicherer: Produkt:
ADLER Versicherung AG, Deutschland Tarif Premium  2018
mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland (ADLER BHR 2018)
Genehmigungs-Nr.: 5581

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Hausratversicherung an. Diese schützt Sie vor den finanziellen Folgen der Beschädigung, der Zerstörung oder des Abhandenkommens

Was ist versichert? Was ist nicht versichert?
✓ Versichert ist der Hausrat Ihrer Wohnung. Dazu zählen alle Zu den nicht versicherten Sachen zählen:

Sachen, die dem Haushalt zur privaten Nutzung (Gebrauch x Sachen, die bereits bei Antragsstellung beschädigt sind;
Verbrauch) dienen. Dazu zählen beispielsweise auch: x Kraftfahrzeuge aller Art und Anhänger;
✓ Einbaumöbel, Einbauküchen, Bodenbeläge, Innenan- x Luft- und Wasserfahrzeuge.

striche und Tapeten,
✓ Elektrische und elektronische Haushaltsgeräte (z. B. Gibt es Deckungsbeschränkungen?

Waschmaschine, TV, Computer), Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der Versicherungsschutz
✓ Möbel, Teppiche und Bekleidung, eingeschränkt sein kann. In jedem Fall vom Versicherungs-
✓ Antennen und Markisen, schutz ausgeschlossen sind zum Beispiel:
✓ Bargeld und andere Wertsachen (z.B. Schmuck) in ! Krieg

begrenzter Höhe, ! Innere Unruhen
✓ Diebstahl von Kinderwagen und Kinderkarren sowie Roll- ! Kernenergie

stühle und Rollatoren aus dem Hausflur bis 250 EUR je ! Schwamm
Schaden, ! Sturmflut

✓ Diebstahl von Hausrat aus Kraftfahrzeugen in Deutschland ! Schäden, die Sie vorsätzlich herbeigeführt haben
bis 250 EUR je Schaden,

✓ Diebstahl von Hausrat aus Krankenzimmern bis 250 EUR
 je Schaden,

✓ Fahrraddiebstahl bis 500 EUR je Schaden.

Versicherte Gefahren
✓ Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Fahrzeuganprall, 

Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Ladung
oder seiner Teile, Verpuffung, Überschallknall, Überspannung
durch Blitz,

✓ Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch
sowie Raub oder der Versuch einer solchen Tat;

✓ Leitungswasser,
✓ Naturgefahren wie Sturm oder Hagel,
✓ Weitere Naturgefahren, soweit diese gesondert vereinbart

sind. Das sind die Elementargefahren Überschwemmung,
Rückstau, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck,
Lawinen und Vulkanausbruch.

Versicherte Schäden
✓ Sachschäden infolge von Zerstörung, Beschädigung oder 

Abhandenkommen der versicherten Sachen infolge eines
Versicherungsfalls.

Versicherte Kosten
✓ Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls

notwendigen und tatsächlich angefallenen
✓ Aufräumkosten,
✓ Bewegungs- und Schutzkosten,
✓ Hotelkosten bei Unbewohnbarkeit der Wohnung/des

Hauses (100 EUR für 100 Tage),
✓ Transport- und Lagerkosten für die Dauer von 200 Tagen;
✓ Schlossänderungskosten,
✓ Bewachungskosten für bis zu 48 Stunden,
✓ Kosten für provisorische Sicherheitsmaßnahmen,
✓ Umzugskosten bei Unbewohnbarkeit bis zu 1.000 EUR

je Versicherungsfall,
✓ Rückreisekosten aus dem Urlaub bis zu 1.500 EUR je 

Versicherungsfall.

Wo bin ich versichert?
✓ Ihr Hausrat ist in der im Versicherungsschein bezeichneten Wohnung versichert. Aber auch, wenn sich der Hausrat vorübergehend außerhalb

des Versicherungsortes befindet, ist er weltweit versichert.

Ihres Hausrats infolge eines Versicherungsfalles.

Dieses Blatt dient Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen Informationen
finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, 
lesen Sie sich bitte alle Unterlagen durch.

IPID
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Hausratversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Versicherer: Produkt:
ADLER Versicherung AG, Deutschland Tarif Premium  2018
mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland (ADLER BHR 2018)
Genehmigungs-Nr.: 5581

Welche Verpflichtungen habe ich?
Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten.
Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen. 
Im Versicherungsfall müssen Sie uns vollständige und wahrheitsgemäße Informationen geben.
Sie müssen die Kosten des Schadens gering halten.
Wenn sich ihre vorhandenen Risikoumstände während der Vertragslaufzeit wesentlich ändern, müssen Sie uns ansprechen, damit der Vertrag
ggf. angepasst werden kann. 

Wann und wie zahle ich?
Den ersten oder den einmaligen Beitrag müssen Sie unverzüglich nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die weiteren Beiträge
zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung zwischen uns kann das monatlich, vierteljährlich, halbjährlich oder jähr-
lich sein. Sie können uns den Beitrag überweisen oder uns ermächtigen, den Beitrag von Ihrem Konto einzuziehen.

Wann beginnt und wann endet die Deckung?
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie den ersten Versicherungs-
beitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben.
Die Versicherung gilt für die zunächst vereinbarte Dauer. Wenn nicht anders vereinbart, verlängert sie sich danach automatisch um jeweils ein wie-
teres Jahr, wenn Sie oder wir sie nicht kündigen.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
Sie können den Vertrag ebenso wie wir zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ende der dann laufenden Versicherungs-
periode kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragsdauer bzw. danach bis spätestens drei Monate vor Ende der dann
laufenden Versicherungsperiode geschehen.) Ebenfalls können Sie und wir nach dem Eintritt eines Schadenfalles den Versicherungsvertrag kündi-
gen. Dann endet die Versicherung schon vor Ende der vereinbarten Dauer
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I. �Kundeninformation zur  
Hausratversicherung
Informationen nach § 1 VVG-Informationspflichtenverordnung (VVG-InfoV)

Identität und ladungsfähige Anschrift des Versicherers  
sowie vertretungsberechtigte Personen
Nachfolgend erhalten Sie Informationen über den für Ihren  
Vertrag bzw. für Ihr Angebot zutreffenden Versicherer.
ADLER Versicherung AG
Joseph-Scherer-Str. 3
44139 Dortmund
HRB 20214, Amtsgericht Dortmund
E-Mail: info@adler.de
Vertreten durch die Vorstände: Jörg Krieger, Dr. Andreas Reinhold, 
Torsten Uhlig und Dr. Norbert A. Vogel

Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers
Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im Abschluss 
und in der Verwaltung sowie Durchführung von Versicherungsver-
trägen.

Identität und ladungsfähige Anschrift des Assekuradeurs 
sowie vertretungsberechtigte Personen
Für die vorher genannten Versicherer handeln wir namens und  
in Vollmacht als Ihr Assekuradeur aus Augsburg:
Manufaktur Augsburg GmbH
Proviantbachstraße 30
86153 Augsburg
HRB 27590, Amtsgericht Augsburg
Vertreten durch die Geschäftsführer: Armin Christofori,  
Gerhard Lippert und Thomas Müller

Hinweis zu den Unterlagen des Versicherers 
Sämtliche verwendete Personenbezeichnungen in den Unterlagen 
des Versicherers (z. B. Versicherungsbedingungen, Vorschlag,  
Antrag, Versicherungsschein) sind geschlechtsneutral formuliert.

Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung,  
insbesondere Art, Umfang und Fälligkeit
Einzelheiten finden Sie in den Versicherungsbedingungen sowie  
in Ihrem persönlichen Vorschlag bzw. im Antrag.

Preis der Versicherung
Den Gesamtpreis der angebotenen Versicherung finden Sie in 
Ihrem Antrag bzw. Angebot. Zusätzlich finden Sie in Ihrem per-
sönlichen Vorschlag bzw. im Antrag auch die Preise der einzelnen 
rechtlich selbstständigen Verträge innerhalb der angebotenen 
Versicherung.

Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen
Die übergebenen Informationen haben 6 Wochen Gültigkeit, 
sofern im Angebot kein anderer Zeitraum benannt ist.

Zustandekommen des Vertrages
Der Vertrag kommt durch den Antrag des Antragstellers auf 
Versicherungsschutz und die Annahme durch den Versicherer 
zustande. Diese Antragsannahme wird vom Versicherer durch die 
Ausstellung eines Versicherungsscheins oder einer Annahmeerklä-
rung bestätigt. Der Versicherungsschutz beginnt zum vereinbarten 
Zeitpunkt, sofern die Erstprämie rechtzeitig gezahlt wird.

Beitragszahlung
Die Grundsätze der Beitragszahlung sind in den nachfolgenden 
Bedingungen beschrieben. Die Folgebeiträge sind jeweils am 
Ersten des Monats fällig, in dem die neue Versicherungsperiode 
beginnt. Bei Vereinbarung von Ratenzahlungen sind diese am 
Ersten des jeweiligen Monats zu zahlen, sofern nichts anderes 
vereinbart wurde.
Für monatliche Zahlungsweise ist die Erteilung eines SEPA-Last-
schriftmandates Voraussetzung. Ist monatliche Zahlungsweise 
vereinbart und entfällt das SEPA-Lastschriftmandat oder kann eine 
Abbuchung nicht durchgeführt werden, so wird auf vierteljährliche 
Zahlungsweise umgestellt.

SEPA-Lastschriftmandat
Im Falle einer Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandates gilt 
Folgendes: Sie ermächtigen uns widerruflich, die zu entrichtenden 
Versicherungsbeiträge zu Lasten des von Ihnen genannten Kontos 
mittels Einziehungsauftrag (Lastschrift) einzuziehen. Wenn das 
Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist, besteht seitens 
des kontoführenden Kreditinstituts keine Verpflichtung zur 
Einlösung. Kosten aus dem Widerspruch gegen eine berechtigte 
Abbuchung oder Rücklastschrift mangels ausreichender Kontode-
ckung gehen zu Ihren Lasten.
Sie können innerhalb von acht Wochen – beginnend mit dem 
Belastungsdatum – die Erstattung des belasteten Betrages ver-
langen. Es gelten dabei die mit Ihrem Kreditinstitut vereinbarten 
Bedingungen.

Widerrufsrecht des Antragstellers
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angaben von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) wider
rufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein,  
die Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemei-
nen und Besonderen Versicherungsbedingungen, die weiteren 
Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertrags-
gesetztes (VVG) in Verbindung mit §§ 1 bis 4 der VVG-Informa-
tions-Pflichtverordnung und dieser Belehrung jeweils in Textform 
erhalten haben.
Bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt sie 
jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312i Abs. 1 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 
246c des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absen-
dung des Widerrufes. 
Der Widerruf ist zu richten an die:
Manufaktur Augsburg GmbH
Proviantbachstraße 30
86153 Augsburg
Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende 
Faxnummer zu richten: 0821 / 71008 -599.

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungs-
schutz. Den bereits gezahlten Beitrag erstatten wir Ihnen zurück, 
wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor 
dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Auf unser Recht, den Teil 
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des Beitrages einzubehalten, der auf die Zeit bis zum Zugang des 
Widerrufs entfällt, verzichten wir hiermit. Die Erstattung zurückzu-
zahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach 
Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor 
dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, 
dass empfangene Leistungen zurück zu gewähren und gezogene 
Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrück-
lichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Bei 
Versicherungsverträgen über vorläufige Deckung steht Ihnen kein 
Widerrufsrecht zu. Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so läuft Ihr 
ursprünglicher Versicherungsvertrag weiter. 
Ende der Widerrufsbelehrung

Kündigung / Beendigung des Vertrages
Beträgt die vereinbarte Laufzeit mindestens 1 Jahr, verlängert der 
Vertrag sich stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn nicht 3 Monate 
vor dem Ablauf der anderen Partei eine Kündigung in Textform 
zugegangen ist. 
Bei Verträgen mit mehr als 3 Jahren Vertragslaufzeit besteht be-
reits zum Ablauf des dritten Versicherungsjahres die Kündigungs-
möglichkeit. Beträgt die Vertragsdauer weniger als 1 Jahr oder 
liegt ein Vertrag mit Einmalprämie vor, endet der Vertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf. 
Weitere Kündigungsmöglichkeiten (z. B. im Versicherungsfall)  
ergeben sich aus den Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 
Sämtliche Kündigungen müssen in Textform erfolgen.

Mitgliedsstaaten der EU, deren Recht zur Aufnahme von 
Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss des 
Versicherungsvertrages zugrunde gelegt wird
Es wird das Recht der Bundesrepublik Deutschland zugrunde 
gelegt.

Anwendbares Recht / zuständiges Gericht
Das auf den Vertrag anwendbare Recht ist das Recht der Bun-
desrepublik Deutschland. Die Gerichtsstände für Klagen aus 
dem Versicherungsvertrag ergeben sich aus den nachfolgenden 
Bedingungen.

Information weiterer zum Vertrag genannter Personen 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die mit dem Abschluss 
des Vertrages oder auch später eingeschlossenen mitversicherten 
Personen über deren Mitversicherung zu informieren. Bitte infor-
mieren Sie diese und andere Personen, die im Vertrag genannt, 
aber nicht mitversichert sind, darüber, dass wir deren Daten 
erheben und verwenden unter Berücksichtigung der Einwilligungs-
klausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz und der Datenschutz-
hinweise zum Antrag. 

Sprache der Vertragsbedingungen und der Vertragsinforma-
tionen / Sprache der Kommunikation von Versicherer und 
Versicherungsnehmer während der Vertragslaufzeit 
Die Versicherungsbedingungen und die vorab ausgehändigten In-
formationen werden in deutscher Sprache verfasst. Der Versiche-
rer verpflichtet sich, die Kommunikation während der Laufzeit des 
Vertrages in deutscher Sprache zu führen. 

Möglichkeiten des Zugangs zu einem außergerichtlichen Be-
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren 
Fragen zum Versicherungsschutz und etwaige Beschwerden kön-
nen gerichtet werden an: 
Manufaktur Augsburg GmbH
– Abteilung Beschwerdemanagement –
Proviantbachstraße 30
86153 Augsburg

Um dem Versicherungsnehmer den Zugang zu einer außergericht-
lichen Einigung bei Beschwerden oder Meinungsverschiedenhei-
ten zwischen ihm und dem Versicherer zu ermöglichen, kann eine 
Schlichtungsstelle eingeschaltet werden. Der Schlichtungssuchen-
de kann sich wenden an den Versicherungsombudsmann e.V., 
Postfach 080632,10006 Berlin. 
Die Möglichkeit des Versicherungsnehmers, den Rechtsweg zu 
beschreiten, bleibt davon unberührt. 

Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbehörde 
Eine Beschwerde des Versicherungsnehmers kann auch direkt 
gerichtet werden an die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) Graurheindorfer Straße 108 53117 Bonn.

Allgemeine Hinweise / Schlusserklärung
Änderung der Anschrift: Bitte informieren Sie uns unverzüglich in 
Textform, wenn sich Ihre Anschrift ändert. 
Besondere Vereinbarungen: Nebenabreden sind nur dann 
verbindlich, wenn sie der Versicherer durch Aufnahme in das 
Vertragsdokument bestätigt. 
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§ 1	V ersicherte Sachen
§ 2	V ersicherte Kosten
§ 3	V ersicherte Gefahren und Schäden
§ 4	B rand; Blitzschlag; Explosion; Implosion; (Luft-)  
	 Fahrzeuganprall; Verpuffung; Überschalldruckwellen; 
§ 4a	 Schäden an Gefriergut durch Stromunterbrechung
§ 5 	E inbruchdiebstahl; Raub
§ 5a 	D iebstahlpaket
§ 5b 	F ahrraddiebstahl
§ 6 	V andalismus nach einem Einbruch
§ 7 	L eitungswasser
§ 8 	 Sturm; Hagel
§ 9	 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen;  
	 nicht versicherte Schäden
§ 10 	V ersicherungsort
§ 11 	W ohnungswechsel; Beitragsänderung
§ 12 	M obildeckung
§ 13	G efahrerhöhung
§ 14 	 Sicherheitsvorschriften
§ 15 	B eitrag; Beginn und Ende der Haftung
§ 16 	A npassung der Versicherung und des Beitrags
§ 17 	V ersicherung für fremde Rechnung
§ 18 	E ntschädigungsberechnung; Versicherungswert;  
	U nterversicherung
§ 19 	E ntschädigungsgrenzen für Wertsachen einschließlich 
	B argeld
§ 20 	O bliegenheiten des Versicherungsnehmers im  
	V ersicherungsfall
§ 21 	 Wegfall der Entschädigungspflicht
§ 22 	 Sachverständigenverfahren
§ 23 	Z ahlung der Entschädigung
§ 24 	 Wiederherbeigeschaffte Sachen
§ 25	 Kündigung nach dem Versicherungsfall
§ 26	M aklervollmacht
§ 27 	V ollmacht des Versicherungsvertreters
§ 28	A nzeigen; Willenserklärungen
§ 29 	G erichtsstand
§ 30 	A npassung von Versicherungsbedingungen
§ 31 	 Schlussbestimmung

GDV-Garantie
Der Versicherer garantiert dem Versicherungsnehmer, dass die 
dem Versicherungsvertag zugrunde liegenden Versicherungsbe-
dingungen (z. B.; Allgemeine Bedingungen, Allgemeine Wohnge-
bäudeversicherungsbedingungen, vereinbarte Besondere Bedin-
gungen) ausschließlich zum Vorteil des Versicherungsnehmers von 
den durch den Gesamtverband der Versicherungswirtschaft (GDV) 
empfohlenen Bedingungen (Stand 01.01.2013) abweichen.

§ 1 Versicherte Sachen
1. Versichert ist der gesamte Hausrat. Dazu gehören alle Sachen, 
die einem Haushalt zur Einrichtung, zum Gebrauch oder zum Ver-
brauch dienen, außerdem Bargeld. Für Wertsachen einschließlich 
Bargeld gelten Entschädigungsgrenzen (§ 19). Hausrat, der infolge 
eines eingetretenen oder unmittelbar bevorstehenden Versiche-
rungsfalles aus dem Versicherungsort entfernt und in zeitlichem 
und örtlichem Zusammenhang mit diesem Vorgang zerstört oder 
beschädigt wird oder abhanden kommt, ist versichert.
2. Versichert sind auch
2.1 Rundfunk- und Fernsehantennenanlagen sowie Markisen, so-
weit diese Sachen nicht mehreren Wohnungen oder gewerblichen 
Zwecken dienen;
2.2 in das Gebäude eingefügte Sachen (z. B. Einbaumöbel und 
Einbauküchen), die der Versicherungsnehmer als Mieter auf seine 
Kosten beschafft oder übernommen hat und für die er die Gefahr 
trägt, insbesondere sanitäre Anlagen und leitungswasserführende 
Installationen mit deren Zu- und Ableitungsrohren;
2.3 Anbaumöbel und Anbauküchen, die serienmäßig produziert 
und nicht individuell für das Gebäude gefertigt, sondern lediglich 
mit einem geringen Einbauaufwand an die Gebäudeverhältnisse 
angepasst worden sind
2.4 motorgetriebene Krankenfahrstühle, Rasenmäher, Go-Karts, 
Modell- und Spielfahrzeuge soweit diese nicht versicherungspflich-
tig sind;
2.5 Kfz-Zubehör, dass nicht fest mit dem Kraftfahrzeug verbunden 
ist (hierzu gehören auch Reifen und Dachboxen). Eine Entschä-
digung aus anderen Versicherungen geht dieser Deckung vor 
(Subsidiärdeckung);
2.6 Kanus, Ruder-, Falt- und Schlauchboote einschließlich ihrer 
Motoren sowie Surfgeräte;
2.7 Fall- und Gleitschirme sowie nicht motorisierte Flugdrachen 
und ferngelenkte Flugmodelle soweit diese nicht versicherungs-
pflichtig sind;
2.8 Arbeitsgeräte und Einrichtungsgegenstände, die dem Beruf 
oder dem Gewerbe des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm 
in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person dienen; 
2.9 Haustiere (keine Nutztiere), das heißt Tiere, die artgerecht 
in der versicherten Wohnung gehalten werden, wie z. B. Fische, 
Katzen, Vögel.
3. Die in Nr. 1 und Nr. 2 genannten Sachen sind auch versichert, 
soweit sie fremdes Eigentum sind.
4. Nicht versichert sind
4.1 Gebäudebestandteile, es sei denn, sie sind in Nr. 2.1, 2.2 und 
2.3 genannt;
4.2 Kraftfahrzeuge aller Art und deren Anhänger, es sei denn, sie 
sind in Nr. 2.4 genannt;
4.3 Wasserfahrzeuge, es sei denn, sie sind in Nr. 2.6 genannt;
4.4 Hausratgegenstände von Untermietern, soweit diese nicht 
durch den Versicherungsnehmer Überlassen worden sind;
4.5 Sachen, die durch einen Versicherungsvertrag für Schmucksa-
chen und Pelze im Privatbesitz versichert sind.

II. �Bedingungen für die 
Hausratversicherung
(BHR 2018 Premium)
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§ 2 Versicherte Kosten
1. Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls angefallenen 
und nachgewiesenen Kosten
1.1 für das Aufräumen versicherter Sachen sowie für das Weg-
räumen und den Abtransport von Resten versicherter Sachen 
(Aufräumungskosten); 
1.2 die aufzuwenden sind, weil zur Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung versicherter Sachen andere Sachen bewegt, 
verändert oder geschützt werden müssen (Bewegungs- und 
Schutzkosten); 
1.3 für Transport und Lagerung des versicherten Hausrats, wenn 
die Wohnung unbenutzbar wurde und dem Versicherungsnehmer 
auch die Lagerung in einem etwa benutzbaren Teil nicht zumutbar 
ist. Die Kosten für die Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt er-
setzt, in dem die Wohnung wieder benutzbar oder eine Lagerung 
in einem benutzbaren Teil der Wohnung wieder zumutbar ist, 
längstens für die Dauer von 200 Tagen (Transport- und Lagerkos-
ten);
1.4 für Maßnahmen, auch erfolglose, die der Versicherungsneh-
mer zur Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte (Schadenabwendungs- oder Schadenminderungs-
kosten);
1.5 für Schlossänderungen, wenn Schlüssel für Türen der Woh-
nung oder der dort befindlichen Wertbehältnisse durch einen 
Versicherungsfall abhanden gekommen sind (Schlossänderungs-
kosten); 
1.6 für Reparaturen von Gebäudebeschädigungen, die im Bereich 
der Wohnung (§ 10) durch Einbruchdiebstahl, Raub oder den 
Versuch einer solchen Tat oder innerhalb der Wohnung durch 
Vandalismus nach einem Einbruch (§ 6) entstanden sind (Repara-
turkosten für Gebäudebeschädigungen);
1.7 wenn zum Schutz versicherter Sachen bis zur Wiederher-
stellung der endgültigen Schutz- und Sicherungseinrichtungen 
Öffnungen vorläufig verschlossen werden müssen (Notverscha-
lungen) oder versicherte Sachen beschädigt wurden und eine 
endgültige Reparatur noch nicht möglich ist (provisorische Siche-
rungsmaßnahmen);
1.8 für Reparaturen in gemieteten bzw. im Sondereigentum 
befindlicher Wohnungen, um Leitungswasserschäden an Boden-
belägen, Innenanstrichen oder Tapeten der Wohnung (§ 10) zu 
beseitigen (Reparaturkosten für gemietete Wohnungen);
1.9 für Hotel- oder ähnliche, angemessene Unterbringung inkl. 
Frühstück ohne sonstige Nebenkosten (z. B. Telefon), wenn 
die selbst bewohnte Wohnung unbewohnbar wurde und dem 
Versicherungsnehmer auch die Beschränkung auf einen etwa 
bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist. Die Kosten werden bis zu 
dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnung wieder bewohnbar 
ist, längstens für die Dauer von 100 Tagen. Die Entschädigung ist 
pro Tag auf 100 EUR begrenzt;
1.10 für die Mehrkosten der Rückreise aus dem Urlaub, wenn der 
Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in häuslicher Gemein-
schaft lebende Person wegen eines Versicherungsfalls mit einer 
voraussichtlichen Höhe von mind. 5.000 EUR vorzeitig seine 
Urlaubsreise abbricht und an den Schadenort reist. Die Entschädi-
gung ist auf 1.500 EUR je Versicherungsfall begrenzt;
1.11 für Telefonate von Unberechtigten, die dem Versicherungs-
nehmer nach einem Einbruchdiebstahl (§ 5 Nr. 1) berechtigt in 
Rechnung gestellt wurden; 
1.12 für einen Umzug, der dadurch erforderlich wird, dass die 
versicherte Wohnung durch einen Versicherungsfall dauerhaft 

unbewohnbar ist. Die Entschädigung ist auf 1.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt; 
1.14 für die Bewachung versicherter Sachen, wenn die Wohnung 
infolge eines Versicherungsfalls unbewohnbar wurde und die 
Schließvorrichtungen und sonstigen Sicherungen keinen ausrei-
chenden Schutz bieten. Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt 
ersetzt, an dem die Sicherungen wieder voll funktionsfähig sind, 
längstens für die Dauer von 48 Stunden;
2. Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuer-
wehren oder anderer im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung 
Verpflichteter, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse 
erbracht werden.

§ 3 Versicherte Gefahren und Schäden
Entschädigt werden versicherte Sachen, die durch 
1. Brand, Nutzwärme, Blitzschlag, Überspannung, Explosion, 
Implosion, Fahrzeuganprall, Anprall oder Absturz von Luftfahrzeu-
gen, ihrer Teile oder ihrer Ladung, Verpuffung, Überschalldruck-
wellen, 
2. Einbruchdiebstahl, Raub oder den Versuch einer solchen Tat, 
3. Vandalismus nach einem Einbruch, 
4. Leitungswasser, 
5. Sturm, Hagel
zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines solchen Ereig-
nisses abhanden kommen.

§ 4 Brand; Blitzschlag; Explosion; Implosion; (Luft)-Fahrzeug
anprall; Verpuffung; Überschalldruckwellen; 
1. Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen 
Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus eige-
ner Kraft auszubreiten vermag. 
2. Brandschäden, die an versicherten Sachen dadurch entstehen, 
dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme zur Bearbeitung oder 
zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden, sind mitversichert 
(Nutzwärmeschäden); dies gilt auch für Sachen, in denen oder 
durch die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weiter-
geleitet wird. 
3. Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf 
Sachen. Entschädigung leistet der Versicherer zudem für Schäden 
die an versicherten elektrischen Einrichtungen und Geräten durch 
Überspannung, Überstrom und Kurzschluss infolge eines Blitzes 
oder durch sonstige atmosphärisch bedingte Elektrizität entste-
hen.
4. Der Versicherer ersetzt auch Überspannungsschäden durch 
Gewitter, die nicht Folge eines Blitzschlages sind. 
5. Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen 
oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung. 
6. Implosion ist eine plötzliche Zerstörung eines Hohlkörpers 
durch äußeren Überdruck infolge eines inneren Unterdruckes. 
7. Sengschäden sowie Rauch-, Ruß- und Schmorschäden, die nicht 
Folge eines Brandes, Blitzschlages, einer Explosion oder einer 
Implosion sind, sind bis zu einer Entschädigungsgrenze von 500 € 
je Versicherungsfall mitversichert. 
8. Als Fahrzeuganprall gilt jede unmittelbare Zerstörung oder 
Beschädigung der versicherten Sachen durch die Berührung eines 
Schienen-, Wasser- oder Straßenfahrzeuges. Die Versicherung 
erstreckt sich nicht auf Schäden, die von Fahrzeugen verursacht 
werden, die vom Versicherungsnehmer oder den Benutzern der 
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versicherten Wohnung betrieben werden. Eine Entschädigung aus 
anderen Versicherungen geht dieser Deckung vor (Subsidiärde-
ckung). 
9. Anprall oder Absturz von Luftfahrzeugen, ihrer Teile oder ihrer 
Ladung.
10. Verpuffung ist die selbstständige Flammenausbreitung, deren 
Geschwindigkeit unterhalb der Schallgeschwindigkeit liegt und 
die in einem Explosivstoff oder in explosionsfähiger Atmosphäre 
entsteht. 
11. Schäden durch eine Überschalldruckwelle liegen vor, wenn 
diese durch ein Luftfahrzeug ausgelöst wurden, das die Schall-
grenze durchflogen hat, und diese Druckwelle unmittelbar auf 
versicherte Sachen oder auf Gebäude, in denen sich versicherte 
Sachen befinden, einwirkt. 

§ 4a Schäden an Gefriergut durch Stromunterbrechung
Ersetzt werden Schäden an Lebensmitteln in Gefrier- und Tiefkühl-
geräten, die durch eine unvorhergesehene Unterbrechung der 
Energiezufuhr (Netzausfall) oder technisches Versagen entstanden 
sind.
Der Versicherer haftet nur für Schäden, die nicht durch den 
Versicherungsnehmer verursacht wurden. Dem Versicherungs-
nehmer stehen Personen gleich, die mit seiner Zustimmung in der 
Wohnung anwesend sind.
Die Entschädigung ist auf 150 € je Versicherungsfall begrenzt.

§ 5 Einbruchdiebstahl; Raub 
1. Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb 
1.1 in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels 
falscher Schlüssel oder anderer nicht zum ordnungsgemäßen Öff-
nen bestimmter Werkzeuge eindringt; ein Schlüssel ist falsch, wenn 
seine Anfertigung für das Schloss nicht von einer dazu berechtig-
ten Person veranlasst oder gebilligt worden ist; der Gebrauch eines 
falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn feststeht, 
dass versicherte Sachen abhanden gekommen sind; 
1.2 in einem Raum eines Gebäudes ein Behältnis aufbricht oder 
falsche Schlüssel oder andere nicht zum ordnungsgemäßen Öff-
nen bestimmte Werkzeuge benutzt, um es zu öffnen; 
1.3 aus der verschlossenen Wohnung Sachen entwendet, nach-
dem er sich dort eingeschlichen oder verborgen gehalten hatte; 
1.4 in einem Raum eines Gebäudes bei einem Diebstahl angetrof-
fen wird und eines der Mittel gemäß Nr. 2 anwendet, um sich den 
Besitz gestohlener Sachen zu erhalten; 
1.5 in einem Raum eines Gebäudes ein Behältnis mittels richtiger 
Schlüssel öffnet, die er – auch außerhalb der Wohnung – durch 
Einbruchdiebstahl oder Raub an sich gebracht hat; 
1.6 in einen Raum eines Gebäudes mittels richtiger Schlüssel 
eindringt, die er – auch außerhalb der Wohnung – durch Raub 
oder ohne fahrlässiges Verhalten des berechtigten Besitzers durch 
Diebstahl an sich gebracht hat. 
2. Raub liegt vor, wenn 
2.1 gegen den Versicherungsnehmer Gewalt angewendet wird, 
um dessen Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen 
auszuschalten; 
2.2 der Versicherungsnehmer versicherte Sachen herausgibt oder 
sich wegnehmen lässt, weil eine Gewalttat mit Gefahr für Leib 
oder Leben angedroht wird, die innerhalb des Versicherungsortes 
verübt werden soll; 

2.3 dem Versicherungsnehmer versicherte Sachen weggenommen 
werden, weil sein körperlicher Zustand infolge eines Unfalls oder 
infolge einer nicht verschuldeten sonstigen Ursache beeinträchtigt 
und dadurch seine Widerstandskraft ausgeschaltet ist. 
Dem Versicherungsnehmer stehen Personen gleich, die mit seiner 
Zustimmung in der Wohnung anwesend sind.

§ 5a Diebstahlpaket
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Schäden durch
1. Diebstahl aus verschlossenen Kraftfahrzeugen 

�� Entschädigung wird für versicherte Sachen (§ 1) einschließlich 
elektronischer Geräte geleistet, die dem Versicherungsnehmer 
oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Per-
son gehören oder ihrem persönlichen Gebrauch dienen, wenn 
diese durch Aufbrechen verschlossener Kraftfahrzeuge, nicht 
aber Kraftfahrzeuganhänger, entwendet oder bei diesem Ereig-
nis zerstört oder beschädigt werden. Dem Aufbrechen steht die 
Verwendung falscher Schlüssel oder anderer, zum ordnungs-
gemäßen Öffnen nicht bestimmter Werkzeuge zum Öffnen der 
Türen oder Behältnisse des Fahrzeuges gleich. 

�� Der Versicherer haftet nur, wenn sich der Diebstahl nachweis-
lich innerhalb Deutschlands ereignet. 

�� Keine Entschädigung wird geleistet für Wertsachen gemäß §19. 
Der Schaden am Fahrzeug durch den Einbruch fällt nicht unter 
den Versicherungsschutz. 
Die Entschädigung ist auf 250 EUR je Versicherungsfall begrenzt.
2. Diebstahl von Kinderwagen und Rollstühlen in Gebäuden 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Kinderwagen und Roll-
stühle, die durch Diebstahl innerhalb eines Gebäudes entwendet 
werden.
Die Entschädigung ist auf 250 EUR je Versicherungsfall begrenzt.
3. Diebstahl von Hausrat aus Krankenzimmern 
Entschädigung wird für versicherte Sachen (§ 1) geleistet, die 
durch einfachen Diebstahl aus dem Krankenzimmer in Kranken-
häusern, Rehakliniken, Kurzzeitpflegeheimen und Praxisräumen 
entwendet werden. Der Versicherungsschutz beschränkt sich 
auf Sachen, die dem Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Person gehören. 
Keine Entschädigung wird geleistet für Wertsachen gemäß § 19, 
ausgenommen Bargeld. Die Entschädigung ist auf 250 EUR je 
Versicherungsfall begrenzt. 
4. Diebstahl aus dem Garten 
Entschädigung wird für Gartenmöbeln, Gartengeräten, Gartens-
kulpturen und Kinderspiel- und Sportgeräten sowie Gartenroboter 
und Grills auf dem eingefriedeten Versicherungsgrundstück geleis-
tet, die vom eingefriedeten Versicherungsgrundstück entwendet 
werden.
Die Entschädigung ist auf 250 EUR je Versicherungsfall begrenzt.
5. Vermögenseinbußen durch Phishing bei Online-Banking 
Ersetzt werden Schäden im Zusammenhang mit Online-Ban-
king-Aktionen, die entstehen, wenn sich ein Täter mithilfe 
gefälschter E-Mails vertrauliche Zugangs- und Identifikationsda-
ten vom Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Person verschafft und mit deren Identität 
unerlaubte Handlungen vornimmt. Versicherungsschutz besteht 
nur, wenn der Datenzugriff auf einem Computer in der versi-
cherten Wohnung oder auf einem, im Eigentum der versicherten 
Personen stehenden, Laptop / portablen PC erfolgte. 
Die Entschädigung ist auf 500 EUR je Versicherungsfall begrenzt 
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und setzt voraus, dass der aktuell übliche Online-Banking- 
Sicherheitsstandard verwendet wird und der Computer mit einem 
Schutz oder einer Firewall gegen unberechtigtes Eindringen sowie 
einer Virenschutzsoftware, die auf dem neuesten Stand gehalten 
wird, ausgestattet ist. Wenn mehrere Schäden auf eine gemein-
same schadenursächliche Handlung (einen Phishing-Angriff) 
zurückzuführen sind, bei dem die Täter mehrere Zugangs- und 
Identifikationsdaten erlangt haben, stellen diese einen Versiche-
rungsfall dar. 

§ 5b Fahrraddiebstahl
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Schäden durch 
Fahrraddiebstahl:

�� Versicherungsschutz besteht gegen den Diebstahl von nicht 
versicherungspflichtigen Fahrrädern, wenn nachweislich das 
Fahrrad zur Zeit des Diebstahls in verkehrsüblicher Weise 
durch ein Schloss gesichert war.

�� Für die mit dem Fahrrad lose verbundenen und regelmäßig 
seinem Gebrauch dienenden Sachen besteht Versicherungs-
schutz nur, wenn sie zusammen mit dem Fahrrad abhanden 
gekommen sind. 

�� Der Versicherungsnehmer hat Unterlagen über den Hersteller, 
die Marke und die Rahmennummer der versicherten Fahrräder 
zu beschaffen und aufzubewahren. Verletzt der Versicherungs-
nehmer diese Bestimmung, so kann er Entschädigung nur ver-
langen, wenn er die Merkmale anderweitig nachweisen kann. 

�� Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer einen Nachweis 
dafür zu erbringen, dass das Fahrrad nicht innerhalb von drei 
Wochen seit Anzeige des Diebstahls wieder herbeigeschafft 
wurde.

Dem Fahrrad gleichgestellt sind Fahrräder mit Hilfsmotor, 
Fahrradanhänger, Erwachsenendreiräder, sofern diese nicht 
versicherungspflichtig sind, sowie Kinderfahrräder, -dreiräder und 
Rollatoren. 
Die Entschädigung für das Fahrraddiebstahlrisiko ist auf die im 
Versicherungsschein genannte Versicherungssumme je Versiche-
rungsfall begrenzt.

§ 6 Vandalismus nach einem Einbruch 
Vandalismus liegt vor, wenn der Täter auf eine der in § 5 Nr. 1.1 
oder 1.6 bezeichneten Arten in die Wohnung eindringt und versi-
cherte Sachen vorsätzlich zerstört oder beschädigt.

§ 7 Leitungswasser 
1. Leitungswasser ist Wasser, das aus 
1.1 Zu- oder Ableitungsrohren der Wasserversorgung oder damit 
verbundenen Schläuchen, 
1.2 mit dem Rohrsystem verbundenen Einrichtungen oder aus 
deren wasserführenden Teilen, 
1.3 Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung, 
1.4 Einrichtungen von Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungs- 
anlagen, 
1.5 Aquarien, Wasserbetten, Zimmerspringbrunnen und Wasser-
säulen, 
1.6 Regenwasserfallrohren und deren Behältern in Gebäuden, 

2. Versichert sind auch Frostschäden an sanitären Anlagen und 
leitungswasserführenden Installationen sowie Frost- und sons-
tige Bruchschäden an deren Zu- und Ableitungsrohren, soweit 
der Versicherungsnehmer als Mieter diese Anlagen oder Rohre 
auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat und für sie die 
Gefahr trägt. 
3. Wasserdampf, wärmetragende Flüssigkeiten, wie Sole, Öle, 
Kühl- oder Kältemittel, sowie auf Wasser basierende Löschmedien 
stehen Wasser gleich. 
4. Mitversichert ist der Flüssigkeitsverlust (Gas, Wasser und Öl) 
anlässlich eines ersatzpflichtigen Schadenfalles. 

§ 8 Sturm; Hagel 
1. Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens 
Windstärke 8. 
2. Ist die Windstärke für den Versicherungsort nicht feststellbar, so 
wird Sturm unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass 
2.1 die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungsortes 
Schäden an Gebäuden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso 
widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat oder 
2.2 der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des Gebäu-
des, in dem sich die versicherten Sachen befunden haben, nur 
durch Sturm entstanden sein kann. 
3. Versichert sind nur Schäden, die entstehen 
3.1 durch unmittelbare Einwirkung des Sturmes auf versicherte 
Sachen; 
3.2 dadurch, dass der Sturm Gebäudeteile, Bäume oder andere 
Gegenstände auf versicherte Sachen wirft; 
3.3 als Folge eines Sturmschadens gemäß 3.1 oder 3.2 oder an 
Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen befinden. 
4. Für Schäden durch Hagel gilt Nr. 3 sinngemäß.

§ 9 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen; nicht 
versicherte Schäden 
1. Ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen besteht keine 
Leistungspflicht für Schäden, die durch Kriegsereignisse jeder Art, 
innere Unruhen, Erdbeben oder Vulkanausbruch oder Kernener-
gie entstehen. 
2. Der Versicherungsschutz gegen Brand, Blitzschlag, Über-
spannung, Explosion, Implosion, Nutzwärme, Fahrzeuganprall, 
Anprall oder Absturz von Luftfahrzeugen, ihrer Teile oder ihrer 
Ladung, Verpuffung, Überschalldruckwellen, Transportmittelunfall 
erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht 
auf Kurzschlussschäden, die an elektrischen Einrichtungen mit 
oder ohne Feuererscheinung entstanden sind, außer wenn sie auf 
einen versicherten Schaden gemäß § 4 zurückzuführen sind. 
3. Der Versicherungsschutz gegen Einbruchdiebstahl und Raub 
erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf 
3.1 Einbruchdiebstahl- oder Raubschäden durch vorsätzliche 
Handlungen von Hausangestellten oder von Personen, die bei 
dem Versicherungsnehmer wohnen; 
3.2 die Heranschaffung der versicherten Sachen an den Ort der 
Wegnahme oder Herausgabe erst auf Verlangen des Täters er-
presst wurde. 
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4. Der Versicherungsschutz gegen Leitungswasser erstreckt sich 
ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden 
durch 
4.1 Plansch- und Reinigungswasser, welches bestimmungswidrig 
ausgetreten ist;
4.2 Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Hoch-
wasser oder Witterungsniederschläge oder einen durch diese 
Ursachen hervorgerufenen Rückstau; 
4.3 Erdfall oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser (§ 7) 
den Erdfall oder den Erdrutsch verursacht hat; 
4.4 Schwamm
5. Der Versicherungsschutz gegen Sturm und Hagel erstreckt 
sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden 
durch
5.1 Sturmflut; 
5.2 Lawinen oder Schneedruck; 
5.3 Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch 
nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster, Außentüren oder 
andere Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen durch 
Sturm oder Hagel entstanden sind und einen Gebäudeschaden 
darstellen.

§ 10 Versicherungsort 
1. Versicherungsschutz besteht für versicherte Sachen innerhalb 
des Versicherungsortes. 
Diese Beschränkung gilt nicht für Sachen, die infolge eines einge-
tretenen oder unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfalls aus 
dem Versicherungsort entfernt und in zeitlichem und örtlichem 
Zusammenhang mit diesem Vorgang beschädigt oder zerstört 
werden oder abhanden kommen. Unberührt bleibt jedoch § 21. 
2. Versicherungsort ist die im Versicherungsvertrag bezeichnete 
Wohnung des Versicherungsnehmers. 
Zur Wohnung gehören auch Räume in Nebengebäuden (z. B. Gar-
tengerätehaus) auf demselben Grundstück.
Versicherungsschutz besteht auch in Garagen in der Nähe des 
Versicherungsortes, soweit sie ausschließlich vom Versicherungs-
nehmer oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden 
Person zu privaten Zwecken genutzt werden. 
Zudem besteht Versicherungsschutz in gemeinschaftlich genutz-
ten, verschließbaren Räumen auf dem Grundstück, auf dem sich 
die versicherte Wohnung befindet, in denen Hausrat bestim-
mungsgemäß vorgehalten wird, z. B. ausgewiesene Stellflächen in 
Fluren, Fahrradkeller, Waschkeller.
Für Rundfunk- und Fernsehantennenanlagen sowie für Markisen 
gilt als Versicherungsort das gesamte Grundstück, auf dem die 
versicherte Wohnung liegt. 
3. Zur Wohnung gehören auch Räume, die beruflich oder gewerb-
lich genutzt werden.
4. Bei Schäden durch Raub müssen alle Voraussetzungen gemäß  
§ 5 Nr. 2 innerhalb des Versicherungsortes verwirklicht worden 
sein. 

§ 11 Wohnungswechsel; Beitragsänderung 
1. Im Falle eines Wechsels der in § 10 Nr. 2 genannten Wohnung 
des Versicherungsnehmers geht der Versicherungsschutz auf die 
neue Wohnung über. Behält der Versicherungsnehmer in diesem 
Falle die in § 10 Nr. 2 genannte Wohnung bei, so liegt ein Woh-
nungswechsel nur vor, wenn er die neue Wohnung in derselben 

Weise wie die bisherige nutzt. Während des Wohnungswechsels 
besteht Versicherungsschutz in beiden Wohnungen. Der Versiche-
rungsschutz in der bisherigen Wohnung erlischt jedoch spätestens 
zwei Monate nach Umzugsbeginn. 
Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden. Das Versicherungs-
verhältnis endet, sobald gemäß Abs. 2 der Versicherungsschutz 
für die bisherige Wohnung erlischt. 
2. Ein Wohnungswechsel ist dem Versicherer spätestens bei Um-
zugsbeginn unter Angabe der neuen Wohnfläche in Quadratme-
tern in Textform anzuzeigen. 
3. Liegt nach einem Umzug die neue Wohnung an einem Ort, für 
den der Tarif des Versicherers einen anderen Beitragssatz vor-
sieht, so ändert sich ab Umzugsbeginn der Beitrag entsprechend 
diesem Tarif. 
4. Der Versicherungsnehmer kann den Vertrag kündigen, wenn 
sich der Beitrag gemäß Nr. 3 erhöht. Die Kündigung hat spätes-
tens einen Monat nach Zugang der Mitteilung über den erhöhten 
Beitrag zu erfolgen. Sie wird einen Monat nach Zugang wirksam. 
Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Der Versicherer kann 
in diesem Fall den Beitrag nur zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der 
Kündigung beanspruchen. Ist die Anzeige gemäß Nr. 2 erfolgt, so 
wird dieser Beitrag nur in der für die bisherige Wohnung maßge-
benden Höhe geschuldet. 
5. Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der Versicherungsneh-
mer aus der Ehewohnung aus und bleibt der Ehegatte in der 
bisherigen Ehewohnung zurück, so gelten als Versicherungsort 
die neue Wohnung des Versicherungsnehmers und die bisherige 
Ehewohnung. Dies gilt bis zu einer Änderung des Versicherungs-
vertrages, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten nach der 
nächsten, auf den Auszug des Versicherungsnehmers folgenden 
Beitragsfälligkeit. Danach besteht Versicherungsschutz nur noch 
in der neuen Wohnung des Versicherungsnehmers. 

§ 12 Außenversicherung 
1. Versicherte Sachen, die Eigentum des Versicherungsnehmers 
oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person 
sind und die deren Gebrauch dienen, sind weltweit auch versi-
chert, solange sie sich vorübergehend außerhalb der Wohnung 
befinden. Zeiträume von mehr als drei Monaten gelten nicht als 
vorübergehend. 
2. Hält sich der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in häusli-
cher Gemeinschaft lebende Person zur Ausbildung, zur Erfüllung 
des Freiwilligendienstes (als Ersatz für den Grundwehr- oder 
Zivildienst) oder des freiwilligen sozialen / ökologischen Jahres au-
ßerhalb der Wohnung auf, so gilt dies so lange als vorübergehend, 
wie sie nicht dort einen eigenen Haushalt gegründet haben. 
3. Für Sturm- und Hagelschäden besteht Außenversicherungs-
schutz nur, wenn sich die Sachen in Gebäuden befinden. 
4. Für Schäden durch Einbruchdiebstahl besteht Außenversiche-
rungsschutz nur, wenn auch die in § 5 Nr. 1 genannten Vorausset-
zungen entsprechend erfüllt sind. 
5. Bei Raub besteht Außenversicherungsschutz 
5.1 auch dann, wenn der Raub an einer Person begangen wird, die 
mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft lebt; 
5.2 in den Fällen des § 5 Nr. 2.2 nur dann, wenn die angedrohte 
Gewalttat an Ort und Stelle verübt werden soll. 
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6. Es gelten die Entschädigungsgrenzen gemäß § 19. Die Entschä-
digung für die Außenversicherung ist auf insgesamt 150 EUR je 
versicherten Quadratmeter Wohnfläche der in § 10 Nr. 2 genann-
ten Wohnung begrenzt. 

§ 13 Gefahrerhöhung
1. Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn sich nach Abgabe der 
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich 
vorhandenen Umstände so verändern, dass der Eintritt des 
Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die 
ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrschein-
licher wird. 
2. Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere vorliegen, wenn 
2.1 sich anlässlich eines Wohnungswechsels gemäß § 11 oder aus 
sonstigen Gründen ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach 
dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat; 
2.2 die ansonsten ständig bewohnte Wohnung länger als sechs 
Monate unbewohnt bleibt und auch nicht beaufsichtigt wird; 
beaufsichtigt ist eine Wohnung nur dann, wenn sich während der 
Nacht eine dazu berechtigte volljährige Person darin aufhält; 
2.3 vereinbarte Sicherungen beseitigt oder vermindert werden. 
Das gilt auch bei Wohnungswechsel gemäß § 11.
3. Das Aufstellen eines Gerüstes am Versicherungsort ist keine 
dem Versicherungsnehmer anzuzeigende Gefahrerhöhung. Ein 
Gerüst stellt keine Gefahrerhöhung dar, wenn während der Dauer 
der Gerüststellung beim Verlassen der versicherten Räumlichkei-
ten alle Fenster, Wohnungs-, Balkon- und Terrassentüren stets 
ordnungsgemäß verschlossen sind. 

§ 14 Sicherheitsvorschriften
1. Der Versicherungsnehmer hat 
1.1 alle gesetzlichen, behördlichen oder vereinbarten Sicherheits-
vorschriften zu beachten. 
1.2 in der Zeit, in der sich niemand in der Wohnung aufhält, alle 
Schließvorrichtungen und vereinbarten Sicherungen zu betätigen 
und, sofern vorhanden und vereinbart, Einbruchmeldeanlagen 
einzuschalten. 
Alle Schließvorrichtungen, vereinbarten Sicherungen und verein-
barten Einbruchmeldeanlagen sind in gebrauchsfähigem Zustand 
zu erhalten; Störungen, Mängel und Schäden sind unverzüglich zu 
beseitigen.
Nr. 1.2 findet keine Anwendung, soweit die Einhaltung dieser 
Obliegenheit dem Versicherungsnehmer oder seinem Repräsen-
tanten bei objektiver Würdigung aller Umstände billigerweise 
zugemutet werden kann.
1.3 in der kalten Jahreszeit entweder die Wohnung ausreichend zu 
beheizen oder alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen 
zu entleeren und entleert zu halten. 
2. XXXXXXX
2.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Sicherheitsvor-
schrift / Obliegenheit nach Nr. 1 vorsätzlich, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger 
Verletzung der Sicherheitsvorschrift ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvor-
liegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen. 
2.2 Außer im Falle einer arglistigen Verletzung einer Sicherheits-
vorschrift ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, so-

weit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Sicherheitsvorschrift weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

§ 15 Beitrag; Beginn und Ende der Haftung 
1. Fälligkeit von Beitrag und Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung Die 
Beiträge sind auf monatlicher Grundlage bemessen. Die Versiche-
rungsperiode (§ 12 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)) beträgt 
daher stets einen Monat. Die Beiträge sind entsprechend der 
Versicherungsperiode als Monatsbeitrag zu entrichten, alternativ 
kann jedoch ein anderer Zahlungsrhythmus (jährlich, halb- oder 
vierteljährlich) vereinbart werden. Für die im Voraus entrichteten 
Jahres- und Halbjahresbeiträge wird ein entsprechender Nachlass 
gewährt. 
Der Beitragszeitraum richtet sich nach dem vereinbarten Zah-
lungsrhythmus. 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, 
die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimm-
ten Höhe zu entrichten hat. 
1.1 Erstbeitrag 
Der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) ist unverzüg-
lich nach Abschluss des Versicherungsvertrages zu zahlen, jedoch 
nicht vor dem mit dem Versicherungsnehmer vereinbarten, im 
Versicherungsschein angegebenen Beginn der Versicherung. Zahlt 
der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 
bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, 
nachdem die Zahlung bewirkt ist. 
1.2 Folgebeitrag 
Die Folgebeiträge sind, sobald nicht etwas anderes bestimmt ist, 
am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraumes fällig. 
1.3 Rechtzeitigkeit der Zahlung im Lastschriftverfahren 
Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt 
die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag 
eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer 
berechtigen Einziehung nicht widerspricht. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zah-
lung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer 
in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers 
erfolgt. 
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen 
hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu 
vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der 
Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschrift-
verfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Über-
mittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer 
hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 
2. Haftung 
2.1 Die Haftung des Versicherer beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt und zwar auch dann, wenn zur 
Beitragszahlung erst später aufgefordert, der Beitrag (Einlösungs-
beitrag) aber ohne Verzug gezahlt wird. Ist dem Versicherungsneh-
mer bei Antragstellung bekannt, dass ein Versicherungsfall bereits 
eingetreten ist, so entfällt dafür die Haftung. 
2.2 Abweichend von dem im Versicherungsschein angegebenen 
Zeitpunkt beginnt der Versicherungsschutz bereits um 00:00 Uhr, 
wenn 
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�� für das zu versichernde Risiko vor Beginn dieses Vertrages 
gleichartiger Versicherungsschutz bei einem anderen Versiche-
rungsunternehmen (Vorversicherer) bestanden hat und 

�� der Versicherungsvertrag des Vorversicherers um 24:00 Uhr 
des Tages endet, der vor dem im Versicherungsschein angege-
benen Vertragsbeginn liegt. 

3. Dauer und Ende des Vertrages 
3.1 Der Vertrag ist zunächst für den im Versicherungsschein ange-
gebenen Zeitraum abgeschlossen.
3.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag um eine weitere Versicherungsperiode, wenn 
nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor Ablauf eine 
Kündigung in Textform zugegangen ist. 
Nach Ablauf kann der Vertrag unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Ende der dann laufenden Versicherungsperiode in 
Textform gekündigt werden. 
3.3 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Ver-
trag schon zum Ablauf des dritten Jahres unter Einhaltung einer 
Frist von drei Monaten in Textform gekündigt werden; maßgeblich 
für die Einhaltung der Frist ist der Zugang der Kündigung beim 
Vertragspartner.
4. Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen 
Zeitpunkt. 
5. Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf 
Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklä-
rung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der Versiche-
rer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden 
Teil des Beitrages zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versi-
cherer in der Belehrung über das Widerrufsrecht auf die Rechts-
folgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen 
und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versiche-
rungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zu-
sätzlich den für das erste Jahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem 
Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 
6. Das Versicherungsverhältnis endet zwei Monate nach dem Tod 
des Versicherungsnehmers, wenn nicht spätestens zu dieser Zeit 
ein Erbe die versicherte Wohnung in derselben Weise wie der 
frühere Versicherungsnehmer nutzt.

§ 16 Anpassung der Versicherung und des Beitrags
1. Anpassung 
1.1 Der Beitrag erhöht oder vermindert sich mit Beginn eines je-
den Versicherungsjahres entsprechend dem Prozentsatz, um den 
sich der Preisindex für „Andere Verbrauchs- und Gebrauchsgüter 
ohne Nahrungsmittel und ohne normalerweise nicht in der Woh-
nung gelagerte Güter“ aus dem Preisindex der Lebenshaltungs-
kosten aller privaten Haushalte im vergangenen Kalenderjahr 
gegenüber dem davor liegenden Kalenderjahr verändert hat. Der 
Veränderungsprozentsatz wird auf eine ganze Zahl abgerundet. 
Maßgebend ist der vom Statistischen Bundesamt jeweils für den 
Monat September des Vorjahres veröffentlichte Index. 
1.2 Der Versicherer ist berechtigt, die vertraglich vereinbarten 
Beiträge für Versicherungsverträge mit gleichen Tarifmerkmalen 
und gleichem Deckungsumfang anzupassen, wenn die Schaden-
aufwendungen und Kosten eines Geschäftsjahres die Beitragsein-
nahmen ohne Versicherungssteuer, jeweils bezogen auf diese 

Verträge, überschreiten. Die anerkannten Grundsätze der Versi-
cherungsmathematik sind anzuwenden.
Die Anpassung darf 10 Prozent des vertraglichen Beitrags nicht 
überschreiten. Der geänderte Beitrag darf den im Zeitpunkt 
der Änderung geltenden Tarifbeitrag für neu abgeschlossene 
Versicherungsverträge mit gleichen Tarifmerkmalen und gleichem 
Deckungsumfang nicht übersteigen.
Die Anpassung tritt jeweils für Verträge mit Beginn des nächsten 
Versicherungsjahres in Kraft. Der Assekuradeur teilt dem Versiche-
rungsnehmer die Anpassung der Beiträge spätestens einen Monat 
vor Fälligkeit des Beitrages schriftlich mit. 
1.3 Erhöht sich der Beitrag, kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der 
Änderung kündigen. 
Die Kündigung ist in Textform zu erklären. 
2. Im Beitrag ist die vom Versicherer abzuführende Feuerschutz-
steuer enthalten. Sofern der Gesetzgeber diese verändert, erhöht 
oder vermindert sich der Beitrag mit der auf die Gesetzesände-
rung folgenden Beitragsfälligkeit. 

§ 17 Versicherung für fremde Rechnung 
1. Soweit die Versicherung für fremde Rechnung genommen ist, 
kann der Versicherungsnehmer über die Rechte des Versicherten 
im eigenen Namen verfügen. Der Versicherungsnehmer ist ohne 
Zustimmung des Versicherten berechtigt, die Entschädigung ent-
gegenzunehmen oder die Rechte des Versicherten zu übertragen, 
auch wenn er nicht im Besitz des Versicherungsscheines ist. Der 
Versicherer kann jedoch vor Auszahlung der Entschädigung den 
Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung zu 
der Auszahlung der Entschädigung erteilt hat. 
2. Der Versicherte kann über seine Rechte nicht verfügen, selbst 
wenn er im Besitz des Versicherungsscheines ist. Er kann die Zah-
lung der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versicherungs-
nehmers verlangen. 
3. Kenntnis und Verhalten 
3.1 Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsneh-
mers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung 
für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des 
Versicherten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen 
des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss 
sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten 
und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn 
der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. 
3.2 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn 
der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm 
eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers 
nicht möglich oder nicht zumutbar war. 
3.3 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an,  
wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des 
Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht darüber 
informiert hat. 



Manufaktur Augsburg GmbH  www.manaug.de  |  Stand: 1. Mai 2018 Seite 15

§ 18 Entschädigungsberechnung; Versicherungswert; Unter-
versicherung 
1. Vertragsgrundlage ist die Wohnfläche laut dem Mietvertrag, 
dem Kaufvertrag oder den Bauunterlagen, wenn die Angabe dem 
aktuellen Bauzustand entspricht. Auf dieser Grundlage werden im 
Versicherungsfall ersetzt 
1.1 bei zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen der Versi-
cherungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls;
1.2 bei beschädigten Sachen die angefallenen und nachgewiese-
nen Reparaturkosten zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls zuzüg-
lich einer etwa verbleibenden Wertminderung, höchstens jedoch 
der Versicherungswert. Restwerte werden angerechnet. 
2. Versicherungswert ist der Wiederbeschaffungspreis von Sachen 
gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand (Neuwert). Falls 
Sachen für ihren Zweck im Haushalt des Versicherungsnehmers 
nicht mehr zu verwenden sind, ist Versicherungswert der für den 
Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis (gemeiner Wert). 
3. Für Antiquitäten und Kunstgegenstände ist Versicherungswert 
der Wiederbeschaffungspreis von Sachen gleicher Art und Güte. 
4. Wurden bei Antragstellung unrichtige Angaben gemacht oder 
wurden spätere Änderungen nicht angezeigt, durch die ein zu 
niedriger Beitrag erhoben wurde, so wird der Entschädigungsbe-
trag in dem Verhältnis der angegebenen Wohnfläche zur tatsäch-
lichen Wohnfläche nach folgender Berechnungsformel gekürzt: 
Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der versicherten 
Wohnfläche, dividiert durch die tatsächliche Wohnfläche. 
5. Nr. 1 bis Nr. 4 gelten entsprechend für die Berechnung der 
Entschädigung versicherter Kosten gemäß § 2. 
6. Ist die Entschädigung gemäß § 19 auf bestimmte Beträge 
begrenzt, so werden bei Ermittlung des Versicherungswertes der 
dort genannten Sachen höchstens diese Beträge berücksichtigt. 
Der bei Unterversicherung nur teilweise zu ersetzende Gesamtbe-
trag des Schadens wird ohne Rücksicht auf Entschädigungsgren-
zen ermittelt; für die Höhe der Entschädigung gelten jedoch die 
Grenzen gemäß § 19.

§ 19 Entschädigungsgrenzen für Wertsachen einschließlich 
Bargeld 
1. Wertsachen sind
1.1 Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge (z. B. Chipkarte);
1.2 Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapie-
re;
1.3 Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Münzen und Medaillen 
sowie alle Sachen aus Gold oder Platin; 
1.4 Kunstgegenstände (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, 
Graphiken und Plastiken) sowie nicht in 1.3 genannte Sachen aus 
Silber;
1.5 sonstige Sachen, die über 100 Jahre alt sind (Antiquitäten), 
jedoch mit Ausnahme von Möbelstücken. 
2. Soweit nicht anders vereinbart, ist die Entschädigung für Wert-
sachen je Versicherungsfall auf insgesamt 150 EUR je versicherten 
Quadratmeter Wohnfläche der in § 10 Nr. 2 genannten Wohnung 
begrenzt.
3. Ferner ist für Wertsachen, die sich außerhalb verschlossener 
mehrwandiger Stahlschränke mit einem Mindestgewicht von 200 kg 
und auch außerhalb eingemauerter Stahlwandschränke mit mehr-
wandiger Tür oder außerhalb besonders vereinbarter sonstiger 
verschlossener Behältnisse mit zusätzlichen Sicherheitsmerkmalen 
befinden, die Entschädigung je Versicherungsfall begrenzt auf 

3.1 2.000 EUR für Bargeld, ausgenommen Münzen, deren Versi-
cherungswert den Nennbetrag übersteigt; 
3.2 insgesamt 5.000 EUR für Wertsachen gemäß Nr. 1.2; 
3.3 insgesamt 30.000 EUR für Wertsachen gemäß Nr. 1.3. 
4. Der Inhalt von Kundenbankschließfächern ist bis zur Höhe der 
Entschädigungsgrenzen gemäß Nr. 2 mitversichert. Erfüllt das 
Kundenbankschließfach die in Nr. 3 genannten Voraussetzungen 
nicht, gelten die dort genannten Entschädigungsgrenzen. Eine 
Entschädigung aus anderen Versicherungen geht dieser Deckung 
vor (Subsidiärdeckung).

§ 20 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versiche-
rungsfall 
1. Bei Eintritt eines Versicherungsfalls hat der Versicherungsneh-
mer unverzüglich 
1.1 den Schaden dem Versicherer anzuzeigen; 
1.2 einen Schaden durch Einbruchdiebstahl, Diebstahl, Vandalis-
mus oder Raub der zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen; 
1.3 der zuständigen Polizeidienststelle ein Verzeichnis der abhan-
den gekommenen Sachen einzureichen; 
1.4 abhanden gekommene Sparbücher und andere sperrfähige 
Urkunden sperren zu lassen sowie für abhanden gekommene 
Wertpapiere das Aufgebotsverfahren einzuleiten; 
1.5 ein von ihm unterschriebenes Verzeichnis aller abhanden 
gekommenen, zerstörten oder beschädigten Sachen dem Versi-
cherer vorzulegen. Der Versicherungswert der Sachen oder der 
Anschaffungspreis und das Anschaffungsjahr sind dabei anzuge-
ben. 
2. Der Versicherungsnehmer hat 
2.1 den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern 
und dabei die Weisungen des Versicherers zu befolgen, die der 
Versicherungsnehmer, soweit die Umstände es gestatten, einho-
len muss; 
2.2 dem Versicherer jede zumutbare Untersuchung über Ursache 
und Höhe des Schadens und über den Umfang der Entschädi-
gungspflicht zu gestatten, jede hierzu dienliche Auskunft – auf 
Verlangen in Textform – zu erteilen und Belege beizubringen; 
2.3 Veränderungen der Schadenstelle möglichst zu vermeiden, so-
lange der Versicherer nicht zugestimmt hat. Sind Veränderungen 
unumgänglich, ist das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumen-
tieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen sind bis zu 
einer Besichtigung durch den Versicherer aufzubewahren.

§ 21 Wegfall der Entschädigungspflicht 
1. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich herbei, 
so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei. Ist die 
Herbeiführung des Schadens durch ein rechtskräftiges Strafurteil 
wegen vorsätzlicher Brandstiftung festgestellt, so gelten die Vor-
aussetzungen als bewiesen. 
2. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig 
herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem 
der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen. Sofern ein Schaden 15.000 € 
nicht übersteigt, verzichtet der Versicherer bei grob fahrlässiger 
Herbeiführung des Versicherungsfalls durch den Versicherungs-
nehmer oder seine Repräsentanten auf den Einwand der groben 
Fahrlässigkeit (ausgenommen Sicherheitsvorschriften). 
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3. Versucht der Versicherungsnehmer, den Versicherer arglistig 
über Tatsachen zu täuschen, die für den Grund oder für die Höhe 
der Entschädigung von Bedeutung sind, so ist der Versicherer von 
der Entschädigungspflicht frei. Dies gilt auch, wenn die arglistige 
Täuschung sich auf einen anderen zwischen den Parteien über 
dieselbe Gefahr abgeschlossenen Versicherungsvertrag bezieht. 
Ist eine Täuschung gemäß Abs. 1 durch ein rechtskräftiges Strafur-
teil wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten 
die Voraussetzungen von Abs. 1 als bewiesen. 
4. Die Bestimmung des § 15 VVG bleibt unberührt. 

§ 22 Sachverständigenverfahren 
1. Versicherungsnehmer und Versicherer können nach Eintritt 
des Versicherungsfalls vereinbaren, dass die Höhe des Schadens 
durch Sachverständige festgestellt wird. Das Sachverständigen-
verfahren kann durch Vereinbarung auf sonstige tatsächliche 
Voraussetzungen des Entschädigungsanspruches sowie der Höhe 
der Entschädigung ausgedehnt werden. Der Versicherungsneh-
mer kann ein Sachverständigenverfahren auch durch einseitige 
Erklärung gegenüber dem Versicherer verlangen. 
2. Für das Sachverständigenverfahren gilt: 
2.1 Jede Partei benennt in Textform einen Sachverständigen 
und kann dann die andere unter Angabe des von ihr benannten 
Sachverständigen in Textform auffordern, den zweiten Sachver-
ständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht 
binnen zwei Wochen nach Empfang der Aufforderung benannt, 
so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den Schadenort 
zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung ist 
auf diese Folge hinzuweisen. 
2.2 Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn 
des Feststellungsverfahrens einen dritten Sachverständigen als 
Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann auf Antrag 
einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht 
ernannt. 
2.3 Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen 
benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers sind oder 
mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung stehen, ferner keine 
Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern ange-
stellt sind oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen. 
Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch 
die Sachverständigen. 
3. Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten 
3.1 ein Verzeichnis der zerstörten, beschädigten oder abhanden 
gekommenen Sachen sowie deren Versicherungswert zum Zeit-
punkt des Versicherungsfalls; 
3.2 bei beschädigten Sachen die Beträge gemäß § 18 Nr. 1.2; 
3.3 die Restwerte der von dem Schaden betroffenen Sachen; 
3.4 entstandene Kosten, die gemäß § 2 versichert sind. 
4. Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig 
ihre Feststellungen. Weichen diese Feststellungen voneinander 
ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. 
Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb 
der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen 
Grenzen und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien 
gleichzeitig. 
5. Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten 
des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte. Sofern der 
entschädigungspflichtige Schaden 25.000 EUR übersteigt, ersetzt 
der Versicherer die durch den Versicherungsnehmer zu tragenden 

Kosten des Sachverständigenverfahrens. 
6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes 
sind verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar 
von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser 
verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer gemäß 
§§ 18 und 19 die Entschädigung. 
7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenhei-
ten des Versicherungsnehmers gemäß § 20 nicht berührt.

§ 23 Zahlung der Entschädigung 
1. Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Ver-
sicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlos-
sen sind. Jedoch kann einen Monat nach Anzeige des Schadens als 
Abschlagszahlung der Betrag beansprucht werden, der nach Lage 
der Sache mindestens zu zahlen ist. Der Lauf dieser Frist ist ge-
hemmt, solange infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers 
die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 
2. Die Entschädigung ist, soweit nicht innerhalb eines Monats nach 
Meldung des Schadens geleistet wird, seit Anzeige des Schadens 
zu verzinsen. Der Zinssatz beträgt 4 Prozent, soweit nicht aus 
anderen Gründen ein höherer Zins zu entrichten ist. 
3. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 
3.1 Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsneh-
mers bestehen; 
3.2 gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten 
aus Anlass des Versicherungsfalls ein behördliches oder straf-
rechtliches Verfahren aus Gründen eingeleitet worden ist, die 
auch für den Entschädigungsanspruch rechtserheblich sind, bis 
zum rechtskräftigen Abschluss dieses Verfahrens.

§ 24 Wiederherbeigeschaffte Sachen 
1. Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so 
hat der Versicherungsnehmer dies dem Versicherer unverzüglich 
in Textform anzuzeigen. 
2. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 
gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine 
Entschädigung gezahlt worden ist, so hat er die Entschädigung 
zurückzuzahlen oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung zu 
stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb 
eines Monats nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des 
Versicherers auszuüben. Nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht 
das Wahlrecht auf den Versicherer über. 

§ 25 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
1. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls können sowohl der 
Versicherungsnehmer als auch der Versicherer den Versicherungs-
vertrag kündigen. 
2. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Sie muss spätestens 
einen Monat nach Auszahlung der Entschädigung zugehen. 
3. Das Kündigungsrecht besteht auch, wenn die Entschädigung 
aus Gründen abgelehnt wird, die den Eintritt des Versicherungs-
falls unberührt lassen. 
4. Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang wirksam. 
Der Versicherungsnehmer kann bestimmen, dass seine Kündigung 
sofort oder zu einem anderen Zeitpunkt wirksam wird, jedoch spä-
testens zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres. 
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§ 26 Maklervollmacht
Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmäch-
tigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers 
entgegenzunehmen.
Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an 
den Versicherer weiterzuleiten.

§ 27 Vollmacht des Versicherungsvertreters
1. Erklärungen des Versicherungsnehmers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versi-
cherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen 
betreffend
a)	 den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertra-

ges,
b)	 ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen 

Beendigung,
c)	 Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertra-

ges und während des Versicherungsverhältnisses.
2. Erklärungen des Versicherers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versiche-
rer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge 
dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

§ 28 Anzeigen; Willenserklärungen 
Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen 
sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Stelle gerichtet werden. 
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-
rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, 
die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem 
Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach 
der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend 
für den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

§ 29 Gerichtsstand 
1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungs-
vermittlung ist neben den Gerichtsständen der Zivilprozessord-
nung auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Ver-
sicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in 
Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung 
handelt, kann der Versicherungsnehmer seine Ansprüche auch bei 
dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes 
zuständigen Gericht geltend machen. 
2. Klagen gegen den Versicherungsnehmer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungs-
vermittlung gegen den Versicherungsnehmer ist ausschließlich 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungs-
nehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermange-
lung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Soweit es 
sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, 
kann der Versicherungsnehmer seine Ansprüche auch bei dem für 
den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständi-
gen Gericht geltend machen.

§ 30 Anpassung von Versicherungsbedingungen 
1. Der Versicherer ist berechtigt, 

�� bei Änderung von Gesetzen, auf denen die Bestimmungen des 
Versicherungsvertrages beruhen, 

�� bei unmittelbar den Versicherungsvertrag betreffenden Ände-
rungen der höchstrichterlichen Rechtsprechung, der Verwal-
tungspraxis der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht oder der Kartellbehörden, 

�� im Fall der Unwirksamkeit von Bedingungen sowie 
�� zur Abwendung einer kartell- oder aufsichtsbehördlichen 

Beanstandung 
einzelne Bedingungen mit Wirkung für bestehende Verträge zu 
ergänzen oder zu ersetzen. Die neuen Bedingungen sollen den 
ersetzten rechtlich und wirtschaftlich weitestgehend entsprechen. 
Sie dürfen die Versicherten auch unter Berücksichtigung der 
bisherigen Auslegung in rechtlicher und wirtschaftlicher Hinsicht 
nicht unzumutbar benachteiligen. 
2. Die geänderten Bedingungen werden dem Versicherungs-
nehmer schriftlich bekannt gegeben und erläutert. Sie gelten als 
genehmigt, wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe in Textform widerspricht. Hierauf wird 
er bei der Bekanntgabe besonders hingewiesen. Zur Fristwahrung 
ist die Absendung ausreichend. Bei fristgerechtem Widerspruch 
laufen die Verträge mit den ursprünglichen Bedingungen weiter. 
3. Zur Beseitigung von Auslegungszweifeln kann der Versicherer 
den Wortlaut von Bedingungen ändern, wenn diese Anpassung 
vom bisherigen Bedingungstext gedeckt ist und den objektiven 
Willen sowie die Interessen beider Parteien berücksichtigt. Das 
Verfahren nach Nr. 2 ist zu beachten.

§ 31 Schlussbestimmung
Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes 
bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt insbe-
sondere für die im Anhang aufgeführten Gesetzesbestimmungen, 
die nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen Inhalt des 
Versicherungsvertrages sind.
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§ 1 	V ertragsgrundlage 
§ 2 	V ersicherte Gefahren und Schäden 
§ 3 	Ü berschwemmung des Versicherungsortes 
§ 4 	 Rückstau
§ 5 	E rdbeben 
§ 6 	E rdfall 
§ 7	E rdrutsch
§ 8 	 Schneedruck 
§ 9 	L awinen 
§ 10	V ulkanausbruch
§ 11 	 Selbstbehalt 
§ 12 	W artezeit
§ 13 	 Kündigung

§ 1 Vertragsgrundlage 
Es gelten die vereinbarten Allgemeinen Hausratversicherungsbe-
dingungen (VHB), soweit sich nicht aus den folgenden Bestimmun-
gen etwas Anderes ergibt. 

§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden 
1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch 
a)	 Überschwemmung des Versicherungsortes (§ 3) 
b)	 Rückstau (§ 4) 
c)	 Erdbeben (§ 5) 
d)	 Erdfall (§ 6) 
e)	 Erdrutsch (§ 7) 
f)	 Schneedruck (§ 8) 
g)	 Lawinen (§ 9) 
h)	 Vulkanausbruch (§ 10) 
zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines solchen Ereig-
nisses abhanden kommen. 
2. Entschädigt werden auch die infolge eines Versicherungsfalles 
angefallenen und nachgewiesenen Kosten gemäß § 2 VHB. 

§ 3 Überschwemmung des Versicherungsortes 
1. Überschwemmung ist eine Überflutung des Grund und Bodens, 
auf dem das versicherte Gebäude liegt, in dem sich die versicher-
ten Sachen befinden, durch 
a)	 Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) 

Gewässern;
b)	 Witterungsniederschläge. 
2. Schäden durch Sturmflut sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen nicht versichert. 

§ 4 Rückstau 
Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von oberirdi-
schen (stehenden oder fließenden) Gewässern oder durch Witte-
rungsniederschläge bestimmungswidrig aus dem Rohrsystem des 
Gebäudes, das als Versicherungsort bezeichnet ist, oder dessen 
zugehörigen Einrichtungen, austritt. 

§ 5 Erdbeben 
1. Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, 
die durch geophysikalische Vorgänge im Erdinnern ausgelöst wird. 
2. Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass 
a)	 die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens in der Umge-

bung des Versicherungsgrundstückes Schäden an Gebäuden in 
einwandfreiem Zustand oder an eben so widerstandsfähigen 
anderen Sachen angerichtet hat oder

b)	 der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des Gebäu-
des, in dem sich die versicherten Sachen befunden haben, nur 
durch ein Erdbeben entstanden sein kann. 

§ 6 Erdfall 
Erdfall ist ein naturbedingter Einsturz des Erdbodens über natürli-
chen Hohlräumen. 

§ 7 Erdrutsch 
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abgleiten oder Abstürzen von 
Gesteins- oder Erdmassen. 

§ 8 Schneedruck 
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- oder 
Eismassen. 

§ 9 Lawinen 
Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- oder Eis-
massen. 

§ 10 Vulkanausbruch
Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufrei-
ßen der Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, Asche-Eruptio-
nen oder dem Ausströmen von sonstigen Materialien und Gasen. 

§ 11 Selbstbehalt 
Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete 
Betrag einschließlich Aufwendungsersatz gemäß § 83 VVG wird je 
Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 

§ 12 Wartezeit
Die Wartezeit für die Versicherung weiterer Elementarschäden in 
der Hausratversicherung beginnt mit dem Ablauf von 14 Tagen ab 
Versicherungsbeginn.

§ 13 Kündigung 
Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung 
einer Frist von drei Monaten die Besonderen Bedingungen für die 
Versicherung weiterer Elementarschäden in der Hausratversiche-
rung (BEH) durch Erklärung in Textform kündigen. Macht der Ver-
sicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungs-
nehmer den Hausratversicherungsvertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Erklärung zum gleichen Zeitpunkt kündigen.

III. �Besondere Bedingungen
für die Versicherung weiterer Elementarschäden in der Hausratversicherung – BEH 2018
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IV. �Auszug
aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB), 
dem Handelsgesetzbuch (HGB) und der Zivilprozessordnung (ZPO)

§ 5 VVG Abweichender Versicherungsschein 
(1) Weicht der Inhalt des Versicherungsscheins von dem Antrag 
des Versicherungsnehmers oder den getroffenen Vereinbarungen 
ab, gilt die Abweichung als genehmigt, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 2 erfüllt sind und der Versicherungsnehmer nicht 
innerhalb eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in 
Textform widerspricht. 
(2) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer bei Übermitt-
lung des Versicherungsscheins darauf hinzuweisen, dass Abwei-
chungen als genehmigt gelten, wenn der Versicherungsnehmer 
nicht innerhalb eines Monats nach Zugang des Versicherungs-
scheins in Textform widerspricht. Auf jede Abweichung und die 
hiermit verbundenen Rechtsfolgen ist der Versicherungsnehmer 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein aufmerk-
sam zu machen. 
(3) Hat der Versicherer die Verpflichtungen nach Absatz 2 nicht 
erfüllt, gilt der Vertrag als mit dem Inhalt des Antrags des Versi-
cherungsnehmers geschlossen. 
(4) Eine Vereinbarung, durch die der Versicherungsnehmer darauf 
verzichtet, den Vertrag wegen Irrtums anzufechten, ist unwirksam.

§ 8 VVG Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers
(1) Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung inner-
halb von 14 Tagen widerrufen. Der Widerruf ist in Textform gegen-
über dem Versicherer zu erklären und muss keine Begründung 
enthalten; zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung.
(2) Die Widerrufsfrist beginnt zu dem Zeitpunkt, zu dem folgende 
Unterlagen dem Versicherungsnehmer in Textform zugegangen 
sind: 
1. der Versicherungsschein und die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die 
weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 und
2. eine deutlich gestaltete Belehrung über das Widerrufsrecht und 
über die Rechtsfolgen des Widerrufs, die dem Versicherungsneh-
mer seine Rechte entsprechend den Erfordernissen des eingesetz-
ten Kommunikationsmittels deutlich macht und die den Namen 
und die ladungsfähige Anschrift desjenigen, gegenüber dem der 
Widerruf zu erklären ist, sowie einen Hinweis auf den Fristbeginn 
und auf die Regelungen des Absatzes 1 Satz 2 enthält.
Der Nachweis über den Zugang der Unterlagen nach Satz 1 obliegt 
dem Versicherer.
(3) Das Widerrufsrecht besteht nicht 
1. bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von weniger als 
einem Monat,
2. bei Versicherungsverträgen über vorläufige Deckung, es sei 
denn, es handelt sich um einen Fernabsatzvertrag im Sinn des  
§ 312c des Bürgerlichen Gesetzbuchs,
3. bei Versicherungsverträgen bei Pensionskassen, die auf arbeits-
vertraglichen Regelungen beruhen, es sei denn, es handelt sich 
um einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312c des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs,
4. bei Versicherungsverträgen über ein Großrisiko im Sinn des  
§ 210 Absatz 2.
Das Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag von beiden Seiten 
auf ausdrücklichen Wunsch des Versicherungsnehmers vollstän-

dig erfüllt ist, bevor der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht 
ausgeübt hat.
(4) Im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt die Widerrufsfrist 
abweichend von Absatz 2 Satz 1 nicht vor Erfüllung auch der in 
§ 312i Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geregelten 
Pflichten.
(5) Die nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 zu erteilende Belehrung genügt 
den dort genannten Anforderungen, wenn das Muster der Anlage 
zu diesem Gesetz in Textform verwendet wird. Der Versicherer 
darf unter Beachtung von Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 in Format und 
Schriftgröße von dem Muster abweichen und Zusätze wie die 
Firma oder ein Kennzeichen des Versicherers anbringen.

§ 11 VVG Verlängerung, Kündigung
(1) Wird bei einem auf eine bestimmte Zeit eingegangenen 
Versicherungsverhältnis im Voraus eine Verlängerung für den 
Fall vereinbart, dass das Versicherungsverhältnis nicht vor Ablauf 
der Vertragszeit gekündigt wird, ist die Verlängerung unwirksam, 
soweit sie sich jeweils auf mehr als ein Jahr erstreckt.
(2) Ist ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte Zeit einge-
gangen, kann es von beiden Vertragsparteien nur für den Schluss 
der laufenden Versicherungsperiode gekündigt werden. Auf das 
Kündigungsrecht können sie einvernehmlich bis zur Dauer von 
zwei Jahren verzichten.
(3) Die Kündigungsfrist muss für beide Vertragsparteien gleich 
sein; sie darf nicht weniger als einen Monat und nicht mehr als 
drei Monate betragen.
(4) Ein Versicherungsvertrag, der für die Dauer von mehr als drei 
Jahren geschlossen worden ist, kann vom Versicherungsnehmer 
zum Schluss des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.

§ 15 VVG Hemmung der Verjährung
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag beim Versicherer 
angemeldet worden, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt ge-
hemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruch-
steller in Textform zugeht.

§ 19 VVG Anzeigepflicht
(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertrags-
erklärung die ihm bekannten Gefahrumstände, die für den Ent-
schluss des Versicherers, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt 
zu schließen, erheblich sind und nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat, dem Versicherer anzuzeigen. Stellt der Ver-
sicherer nach der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers, 
aber vor Vertragsannahme Fragen im Sinn des Satzes 1, ist der 
Versicherungsnehmer auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.
(2) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten.
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(3) Das Rücktrittsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn 
der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig verletzt hat. In diesem Fall hat der Versiche-
rer das Recht, den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat zu kündigen.
(4) Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger 
Verletzung der Anzeigepflicht und sein Kündigungsrecht nach 
Absatz 3 Satz 2 sind ausgeschlossen, wenn er den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte. Die anderen Bedingungen wer-
den auf Verlangen des Versicherers rückwirkend, bei einer vom 
Versicherungsnehmer nicht zu vertretenden Pflichtverletzung ab 
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.
(5) Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Absätzen 2 bis 
4 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverlet-
zung hingewiesen hat. Die Rechte sind ausgeschlossen, wenn 
der Versicherer den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannte.
(6) Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch eine Vertrags-
änderung die Prämie um mehr als 10 Prozent oder schließt der 
Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
stand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versiche-
rungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hinzuweisen.

§ 20 VVG Vertreter des Versicherungsnehmers
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen, sind bei der Anwendung des § 19 Abs. 1 bis 4 und 
des § 21 Abs. 2 Satz 2 sowie Abs. 3 Satz 2 sowohl die Kenntnis und 
die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des 
Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungs-
nehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder 
dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder gro-
be Fahrlässigkeit zur Last fällt.

§ 21 VVG Ausübung der Rechte des Versicherers
(1) Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Abs. 2 bis 4 zustehen-
den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. 
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von 
der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend ge-
machte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat bei 
der Ausübung seiner Rechte die Umstände anzugeben, auf die er 
seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung seiner Erklärung angeben, wenn für diese die Frist 
nach Satz 1 nicht verstrichen ist.
(2) Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Abs. 2 nach Eintritt des 
Versicherungsfalles ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, es sei denn, die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf 
einen Umstand, der weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.
(3) Die Rechte des Versicherers nach § 19 Abs. 2 bis 4 erlöschen 
nach Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht 

für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. 
Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt, beläuft sich die Frist auf zehn Jahre.

§ 22 VVG Arglistige Täuschung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt.

§ 23 VVG Gefahrerhöhung
(1) Der Versicherungsnehmer darf nach Abgabe seiner Vertragser-
klärung ohne Einwilligung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.
(2) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne 
Einwilligung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen 
oder gestattet hat, hat er die Gefahrerhöhung dem Versicherer 
unverzüglich anzuzeigen.
(3) Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungs-
nehmers eine Gefahrerhöhung unabhängig von seinem Willen ein, 
hat er die Gefahrerhöhung, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt 
hat, dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

§ 24 VVG Kündigung wegen Gefahrerhöhung
(1) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach  
§ 23 Abs. 1, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat 
die Verpflichtung weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. 
Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versi-
cherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen.
(3) Das Kündigungsrecht nach den Absätzen 1 und 2 erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versiche-
rers von der Erhöhung der Gefahr ausgeübt wird oder wenn der 
Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestan-
den hat.

§ 25 VVG Prämienerhöhung wegen Gefahrerhöhung
(1) Der Versicherer kann an Stelle einer Kündigung ab dem Zeit-
punkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen für 
diese höhere Gefahr entsprechende Prämie verlangen oder die 
Absicherung der höheren Gefahr ausschließen. Für das Erlöschen 
dieses Rechtes gilt § 24 Abs. 3 entsprechend.
(2) Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr 
als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der 
höheren Gefahr aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versi-
cherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Der Versicherer 
hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht 
hinzuweisen.

§ 26 VVG Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
(1) Tritt der Versicherungsfall nach einer Gefahrerhöhung ein, ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versi-
cherungsnehmer seine Verpflichtung nach § 23 Abs. 1 vorsätzlich 
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verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versi-
cherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, 
zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein 
müssen, es sei denn, dem Versicherer war die Gefahrerhöhung zu 
diesem Zeitpunkt bekannt. Er ist zur Leistung verpflichtet, wenn 
die Verletzung der Anzeigepflicht nach § 23 Abs. 2 und 3 nicht 
auf Vorsatz beruht; im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung gilt 
Absatz 1 Satz 2.
(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 Satz 1 ist der Versiche-
rer zur Leistung verpflichtet, 
1. soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war 
oder
2. wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für 
die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung 
nicht erfolgt war.

§ 27 VVG Unerhebliche Gefahrerhöhung
Die §§ 23 bis 26 sind nicht anzuwenden, wenn nur eine unerheb-
liche Erhöhung der Gefahr vorliegt oder wenn nach den Um-
ständen als vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung 
mitversichert sein soll.

§ 28 VVG Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit
(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom Ver-
sicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber 
dem Versicherer zu erfüllen ist, kann der Versicherer den Vertrag 
innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis 
erlangt hat, ohne Einhaltung einer Frist kündigen, es sei denn, die 
Verletzung beruht nicht auf Vorsatz oder auf grober Fahrlässigkeit.
(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung ei-
ner vom Versicherungsnehmer zu erfüllenden vertraglichen Oblie-
genheit nicht zur Leistung verpflichtet ist, ist er leistungsfrei, wenn 
der Versicherungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt 
hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
(3) Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.
(4) Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versi-
cherers nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsob-
liegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat.

(5) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verlet-
zung einer vertraglichen Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt ist, 
ist unwirksam.

§ 29 VVG Teilrücktritt, Teilkündigung, teilweise  
Leistungsfreiheit
(1) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer 
nach den Vorschriften dieses Abschnittes zum Rücktritt oder zur 
Kündigung berechtigt ist, nur bezüglich eines Teils der Gegenstän-
de oder Personen vor, auf die sich die Versicherung bezieht, steht 
dem Versicherer das Recht zum Rücktritt oder zur Kündigung für 
den übrigen Teil nur zu, wenn anzunehmen ist, dass für diesen al-
lein der Versicherer den Vertrag unter den gleichen Bedingungen 
nicht geschlossen hätte.
(2) Macht der Versicherer von dem Recht zum Rücktritt oder zur 
Kündigung bezüglich eines Teils der Gegenstände oder Personen 
Gebrauch, ist der Versicherungsnehmer berechtigt, das Versi-
cherungsverhältnis bezüglich des übrigen Teils zu kündigen. Die 
Kündigung muss spätestens zum Schluss der Versicherungsperio-
de erklärt werden, in welcher der Rücktritt oder die Kündigung des 
Versicherers wirksam wird.
(3) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer 
wegen einer Verletzung der Vorschriften über die Gefahrerhöhung 
ganz oder teilweise leistungsfrei ist, nur bezüglich eines Teils der 
Gegenstände oder Personen vor, auf die sich die Versicherung 
bezieht, ist auf die Leistungsfreiheit Absatz 1 entsprechend anzu-
wenden.

§ 37 VVG Zahlungsverzug bei Erstprämie
(1) Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig 
gezahlt, ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, 
zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt, es sei denn, der Versiche-
rungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten.
(2) Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des Versi-
cherungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungsfrei, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung 
in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie 
aufmerksam gemacht hat.

§ 38 VVG Zahlungsverzug bei Folgeprämie
(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi-
cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform 
eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betra-
gen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rück-
ständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen 
beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Absätzen 2 
und 3 mit dem Fristablauf verbunden sind; bei zusammengefass-
ten Verträgen sind die Beträge jeweils getrennt anzugeben.
(2) Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung der Prämie oder 
der Zinsen oder Kosten in Verzug, ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet.
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(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen, sofern der Versicherungsneh-
mer mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. 
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so 
verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn 
der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in 
Verzug ist; hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung 
ausdrücklich hinzuweisen. Die Kündigung wird unwirksam, wenn 
der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kündi-
gung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden 
ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung leistet; 
Absatz 2 bleibt unberührt.

§ 39 VVG Vorzeitige Vertragsbeendigung
(1) Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor 
Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese 
Versicherungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem 
Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden 
hat. Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt auf Grund 
des § 19 Abs. 2 oder durch Anfechtung des Versicherers wegen 
arglistiger Täuschung beendet, steht dem Versicherer die Prämie 
bis zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfechtungserklä-
rung zu. Tritt der Versicherer nach § 37 Abs. 1 zurück, kann er eine 
angemessene Geschäftsgebühr verlangen.
(2) Endet das Versicherungsverhältnis nach § 16, kann der Versi-
cherungsnehmer den auf die Zeit nach der Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses entfallenden Teil der Prämie unter Abzug 
der für diese Zeit aufgewendeten Kosten zurückfordern.

§ 43 VVG Begriffsbestimmung
(1) Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im 
eigenen Namen für einen anderen, mit oder ohne Benennung 
der Person des Versicherten, schließen (Versicherung für fremde 
Rechnung).
(2) Wird der Versicherungsvertrag für einen anderen geschlossen, 
ist, auch wenn dieser benannt wird, im Zweifel anzunehmen, dass 
der Versicherungsnehmer nicht als Vertreter, sondern im eigenen 
Namen für fremde Rechnung handelt.
(3) Ergibt sich aus den Umständen nicht, dass der Versicherungs-
vertrag für einen anderen geschlossen werden soll, gilt er als für 
eigene Rechnung geschlossen.

§ 44 VVG Rechte des Versicherten
(1) Bei der Versicherung für fremde Rechnung stehen die Rechte 
aus dem Versicherungsvertrag dem Versicherten zu. Die Über-
mittlung des Versicherungsscheins kann jedoch nur der Versiche-
rungsnehmer verlangen.
(2) Der Versicherte kann ohne Zustimmung des Versicherungs-
nehmers nur dann über seine Rechte verfügen und diese Rechte 
gerichtlich geltend machen, wenn er im Besitz des Versicherungs-
scheins ist.

§ 45 VVG Rechte des Versicherungsnehmers
(1) Der Versicherungsnehmer kann über die Rechte, die dem 
Versicherten aus dem Versicherungsvertrag zustehen, im eigenen 
Namen verfügen.

(2) Ist ein Versicherungsschein ausgestellt, ist der Versicherungs-
nehmer ohne Zustimmung des Versicherten zur Annahme der 
Leistung des Versicherers und zur Übertragung der Rechte des 
Versicherten nur befugt, wenn er im Besitz des Versicherungs-
scheins ist.
(3) Der Versicherer ist zur Leistung an den Versicherungsnehmer 
nur verpflichtet, wenn der Versicherte seine Zustimmung zu der 
Versicherung erteilt hat.

§ 46 VVG Rechte zwischen Versicherungsnehmer und Versi-
chertem
Der Versicherungsnehmer ist nicht verpflichtet, dem Versicherten 
oder, falls über dessen Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet 
ist, der Insolvenzmasse den Versicherungsschein auszuliefern, 
bevor er wegen seiner Ansprüche gegen den Versicherten in Be-
zug auf die versicherte Sache befriedigt ist. Er kann sich für diese 
Ansprüche aus der Entschädigungsforderung gegen den Versiche-
rer und nach deren Einziehung aus der Entschädigungssumme vor 
dem Versicherten und dessen Gläubigern befriedigen.

§ 47 VVG Kenntnis und Verhalten des Versicherten
(1) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsneh-
mers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung 
für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des 
Versicherten zu berücksichtigen.
(2) Die Kenntnis des Versicherten ist nicht zu berücksichtigen, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen geschlossen worden ist oder 
ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsneh-
mers nicht möglich oder nicht zumutbar war. Der Versicherer 
braucht den Einwand, dass der Vertrag ohne Wissen des Versi-
cherten geschlossen worden ist, nicht gegen sich gelten zu lassen, 
wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des 
Versicherten geschlossen und bei Vertragsschluss dem Versi-
cherer nicht angezeigt hat, dass er den Vertrag ohne Auftrag des 
Versicherten schließt.

§ 48 VVG Versicherung für Rechnung „wen es angeht“
Ist die Versicherung für Rechnung „wen es angeht“ genommen 
oder ist dem Vertrag in sonstiger Weise zu entnehmen, dass unbe-
stimmt bleiben soll, ob eigenes oder fremdes Interesse versichert 
ist, sind die §§ 43 bis 47 anzuwenden, wenn sich aus den Umstän-
den ergibt, dass fremdes Interesse versichert ist.

§ 51 VVG Prämienzahlung
(1) Der Beginn des Versicherungsschutzes kann von der Zahlung 
der Prämie abhängig gemacht werden, sofern der Versicherer den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Voraussetzung aufmerksam gemacht hat.
(2) Von Absatz 1 kann nicht zum Nachteil des Versicherungsneh-
mers abgewichen werden.
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§ 69 VVG Gesetzliche Vollmacht
(1) Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
1. Anträge, die auf den Abschluss eines Versicherungsvertrags 
gerichtet sind, und deren Widerruf sowie die vor Vertragsschluss 
abzugebenden Anzeigen und sonstigen Erklärungen vom Versi-
cherungsnehmer entgegenzunehmen,
2. Anträge auf Verlängerung oder Änderung eines Versicherungs-
vertrags und deren Widerruf, die Kündigung, den Rücktritt und 
sonstige das Versicherungsverhältnis betreffende Erklärungen 
sowie die während der Dauer des Versicherungsverhältnisses zu 
erstattenden Anzeigen vom Versicherungsnehmer entgegenzu-
nehmen und
3. die vom Versicherer ausgefertigten Versicherungsscheine oder 
Verlängerungsscheine dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.
(2) Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, 
die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Ver-
mittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn 
leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss 
der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er 
die Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder 
infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.
(3) Der Versicherungsnehmer trägt die Beweislast für die Abgabe 
oder den Inhalt eines Antrags oder einer sonstigen Willenserklä-
rung nach Absatz 1 Nr. 1 und 2. Die Beweislast für die Verletzung 
der Anzeigepflicht oder einer Obliegenheit durch den Versiche-
rungsnehmer trägt der Versicherer.

§ 74 VVG Überversicherung
(1) Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten 
Interesses (Versicherungswert) erheblich, kann jede Vertragspar-
tei verlangen, dass die Versicherungssumme zur Beseitigung der 
Überversicherung unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie 
mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird.
(2) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht, 
sich aus der Überversicherung einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer 
steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 75 VVG Unterversicherung
Ist die Versicherungssumme erheblich niedriger als der Versiche-
rungswert zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles, ist der 
Versicherer nur verpflichtet, die Leistung nach dem Verhältnis der 
Versicherungssumme zu diesem Wert zu erbringen.

§ 77 VVG Mehrere Versicherer
(1) Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 
Gefahr versichert, ist verpflichtet, jedem Versicherer die andere 
Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der 
andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben.
(2) Wird bezüglich desselben Interesses bei einem Versicherer der 
entgehende Gewinn, bei einem anderen Versicherer der sonstige 
Schaden versichert, ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden.

§ 78 VVG Haftung bei Mehrfachversicherung
(1) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 
Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen 
zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen 
Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem Versi-
cherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, 
den Gesamtschaden (Mehrfachversicherung), haften die Versiche-
rer in der Weise als Gesamtschuldner, dass jeder Versicherer den 
von ihm nach dem Vertrag zu leistenden Betrag zu zahlen hat, der 
Versicherungsnehmer aber insgesamt nicht mehr als den Betrag 
des Schadens verlangen kann.
(2) Die Versicherer sind im Verhältnis zueinander zu Anteilen nach 
Maßgabe der Beträge verpflichtet, die sie dem Versicherungs-
nehmer nach dem jeweiligen Vertrag zu zahlen haben. Ist auf 
eine der Versicherungen ausländisches Recht anzuwenden, kann 
der Versicherer, für den das ausländische Recht gilt, gegen den 
anderen Versicherer einen Anspruch auf Ausgleichung nur geltend 
machen, wenn er selbst nach dem für ihn maßgeblichen Recht zur 
Ausgleichung verpflichtet ist.
(3) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in 
der Absicht vereinbart, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

§ 79 VVG Beseitigung der Mehrfachversicherung
(1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die 
Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem 
Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er ver-
langen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder 
die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung der 
Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühe-
re Versicherung nicht gedeckt ist.
(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung 
dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren Ver-
sicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in 
diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder 
im Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der 
Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
Versicherungssummen und der Prämien verlangen.

§ 80 VVG Fehlendes versichertes Interesse
(1) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie 
verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der 
Versicherung nicht besteht; dies gilt auch, wenn das Interesse bei 
einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für 
ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. 
Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen.
(2) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versi-
cherung weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, die er hätte 
beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem 
Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom 
Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat.
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(3) Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interes-
se in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Ver-
sicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 82 VVG Abwendung und Minderung des Schadens
(1) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungs-
falles nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des 
Schadens zu sorgen.
(2) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versicherers, 
soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen einzu-
holen, wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere an 
dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche 
Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem 
Ermessen zu handeln.
(3) Bei Verletzung einer Obliegenheit nach den Absätzen 1 und 
2 ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im 
Fall einer grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die 
Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt 
der Versicherungsnehmer.
(4) Abweichend von Absatz 3 ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang der Leistungspflicht ursächlich ist. Satz 1 gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig 
verletzt hat.

§ 83 VVG Aufwendungsersatz
(1) Der Versicherer hat Aufwendungen des Versicherungsnehmers 
nach § 82 Abs. 1 und 2, auch wenn sie erfolglos bleiben, insoweit 
zu erstatten, als der Versicherungsnehmer sie den Umständen 
nach für geboten halten durfte. Der Versicherer hat den für die 
Aufwendungen erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versiche-
rungsnehmers vorzuschießen.
(2) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er 
auch den Aufwendungsersatz nach Absatz 1 entsprechend kürzen.
(3) Aufwendungen des Versicherungsnehmers, die er gemäß 
den Weisungen des Versicherers macht, sind auch insoweit zu 
erstatten, als sie zusammen mit der sonstigen Entschädigung die 
Versicherungssumme übersteigen.
(4) Bei der Tierversicherung gehören die Kosten der Fütterung und 
der Pflege sowie die Kosten der tierärztlichen Untersuchung und 
Behandlung nicht zu den vom Versicherer nach den Absätzen 1 bis 
3 zu erstattenden Aufwendungen.

§ 85 VVG Schadensermittlungskosten
(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer die Kosten, die 
durch die Ermittlung und Feststellung des von ihm zu ersetzenden 
Schadens entstehen, insoweit zu erstatten, als ihre Aufwendung 
den Umständen nach geboten war. Diese Kosten sind auch inso-
weit zu erstatten, als sie zusammen mit der sonstigen Entschädi-
gung die Versicherungssumme übersteigen.

(2) Kosten, die dem Versicherungsnehmer durch die Zuziehung 
eines Sachverständigen oder eines Beistandes entstehen, hat der 
Versicherer nicht zu erstatten, es sei denn, der Versicherungs-
nehmer ist zu der Zuziehung vertraglich verpflichtet oder vom 
Versicherer aufgefordert worden.
(3) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er 
auch den Kostenersatz entsprechend kürzen.

§ 86 VVG Übergang von Ersatzansprüchen
(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen 
einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, 
soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann 
nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht 
werden.
(2) Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein 
zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung 
der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und bei 
dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich 
mitzuwirken. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als er infolgedessen keinen Ersatz von dem Dritten er-
langen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Oblie-
genheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
(3) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers ge-
gen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher 
Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nach Absatz 1 nicht gel-
tend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden 
vorsätzlich verursacht.

§ 95 VVG Veräußerung der versicherten Sache
(1) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräu-
ßert, tritt an dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer 
seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergeben-
den Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.
(2) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die 
auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende Versiche-
rungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner.
(3) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen 
sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt hat.

§ 96 VVG Kündigung nach Veräußerung
(1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber einer versicherten 
Sache das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versi-
cherers von der Veräußerung ausgeübt wird.
(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit 
sofortiger Wirkung oder für den Schluss der laufenden Versiche-
rungsperiode zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender 
Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb 
eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird.
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(3) Im Fall der Kündigung des Versicherungsverhältnisses nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 ist der Veräußerer zur Zahlung der Prämie 
verpflichtet; eine Haftung des Erwerbers für die Prämie besteht 
nicht.

§ 97 VVG Anzeige der Veräußerung
(1) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder 
Erwerber unverzüglich anzuzeigen. Ist die Anzeige unterblieben, 
ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versi-
cherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, 
zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, und 
der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit 
dem Erwerber nicht geschlossen hätte.
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist der Versicherer zur Leis-
tung verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt 
bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, 
oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist 
für die Kündigung des Versicherers abgelaufen war und er nicht 
gekündigt hat.

§ 108 VVG Verfügung über den Freistellungsanspruch
(1) Verfügungen des Versicherungsnehmers über den Freistel-
lungsanspruch gegen den Versicherer sind dem Dritten gegenüber 
unwirksam. Der rechtsgeschäftlichen Verfügung steht eine Ver-
fügung im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung 
gleich.
(2) Die Abtretung des Freistellungsanspruchs an den Dritten kann 
nicht durch Allgemeine Versicherungsbedingungen ausgeschlos-
sen werden.

§ 143 VVG Fortdauer der Leistungspflicht gegenüber Hypothe-
kengläubigern
(1) Bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie bleibt der 
Versicherer gegenüber einem Hypothekengläubiger, der seine 
Hypothek angemeldet hat, bis zum Ablauf eines Monats ab dem 
Zeitpunkt zur Leistung verpflichtet, zu welchem dem Hypothe-
kengläubiger die Bestimmung der Zahlungsfrist oder, wenn diese 
Mitteilung unterblieben ist, die Kündigung mitgeteilt worden ist.
(2) Die Beendigung des Versicherungsverhältnisses wird gegen-
über einem Hypothekengläubiger, der seine Hypothek angemel-
det hat, erst mit dem Ablauf von zwei Monaten wirksam, nachdem 
ihm die Beendigung und, sofern diese noch nicht eingetreten war, 
der Zeitpunkt der Beendigung durch den Versicherer mitgeteilt 
worden ist oder er auf andere Weise hiervon Kenntnis erlangt hat. 
Satz 1 gilt nicht, wenn das Versicherungsverhältnis wegen unter-
bliebener Prämienzahlung durch Rücktritt oder Kündigung des 
Versicherers oder durch Kündigung des Versicherungsnehmers, 
welcher der Hypothekengläubiger zugestimmt hat, beendet wird.
(3) Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend für die Wirksamkeit einer Ver-
einbarung zwischen dem Versicherer und dem Versicherungsneh-
mer, durch die der Umfang des Versicherungsschutzes gemindert 
wird oder nach welcher der Versicherer nur verpflichtet ist, die 
Entschädigung zur Wiederherstellung des versicherten Gebäudes 
zu zahlen.
(4) Die Nichtigkeit des Versicherungsvertrags kann gegenüber 
einem Hypothekengläubiger, der seine Hypothek angemeldet hat, 
nicht geltend gemacht werden. Das Versicherungsverhältnis endet 

jedoch ihm gegenüber nach Ablauf von zwei Monaten, nachdem 
ihm die Nichtigkeit durch den Versicherer mitgeteilt worden ist 
oder er auf andere Weise von der Nichtigkeit Kenntnis erlangt hat.

§ 145 VVG Übergang der Hypothek
Soweit der Versicherer den Hypothekengläubiger nach § 143 be-
friedigt, geht die Hypothek auf ihn über. Der Übergang kann nicht 
zum Nachteil eines gleich- oder nachstehenden Hypothekengläu-
bigers geltend gemacht werden, dem gegenüber die Leistungs-
pflicht des Versicherers bestehen geblieben ist.

§ 280 BGB Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so 
kann der Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens 
verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat.
(2) Schadensersatz wegen Verzögerung der Leistung kann der 
Gläubiger nur unter der zusätzlichen Voraussetzung des § 286 
verlangen.
(3) Schadensersatz statt der Leistung kann der Gläubiger nur unter 
den zusätzlichen Voraussetzungen des § 281, des § 282 oder des 
§ 283 verlangen.

§ 288 BGB Verzugszinsen und sonstiger Verzugsschaden
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der 
Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt 
ist, beträgt der Zinssatz für Entgeltforderungen neun Prozent-
punkte über dem Basiszinssatz.
(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere 
Zinsen verlangen.
(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausge-
schlossen.
(5) Der Gläubiger einer Entgeltforderung hat bei Verzug des 
Schuldners, wenn dieser kein Verbraucher ist, außerdem einen 
Anspruch auf Zahlung einer Pauschale in Höhe von 40 Euro. 
Dies gilt auch, wenn es sich bei der Entgeltforderung um eine 
Abschlagszahlung oder sonstige Ratenzahlung handelt. Die 
Pauschale nach Satz 1 ist auf einen geschuldeten Schadensersatz 
anzurechnen, soweit der Schaden in Kosten der Rechtsverfolgung 
begründet ist.
(6) Eine im Voraus getroffene Vereinbarung, die den Anspruch des 
Gläubigers einer Entgeltforderung auf Verzugszinsen ausschließt, 
ist unwirksam. Gleiches gilt für eine Vereinbarung, die diesen 
Anspruch beschränkt oder den Anspruch des Gläubigers einer 
Entgeltforderung auf die Pauschale nach Absatz 5 oder auf Ersatz 
des Schadens, der in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist, 
ausschließt oder beschränkt, wenn sie im Hinblick auf die Belange 
des Gläubigers grob unbillig ist. Eine Vereinbarung über den 
Ausschluss der Pauschale nach Absatz 5 oder des Ersatzes des 
Schadens, der in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist, ist 
im Zweifel als grob unbillig anzusehen. Die Sätze 1 bis 3 sind nicht 
anzuwenden, wenn sich der Anspruch gegen einen Verbraucher 
richtet.
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§ 836 BGB Haftung des Grundstücksbesitzers
(1) Wird durch den Einsturz eines Gebäudes oder eines anderen 
mit einem Grundstück verbundenen Werkes oder durch die Ablö-
sung von Teilen des Gebäudes oder des Werkes ein Mensch getö-
tet, der Körper oder die Gesundheit eines Menschen verletzt oder 
eine Sache beschädigt, so ist der Besitzer des Grundstücks, sofern 
der Einsturz oder die Ablösung die Folge fehlerhafter Errichtung 
oder mangelhafter Unterhaltung ist, verpflichtet, dem Verletzten 
den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Die Ersatzpflicht 
tritt nicht ein, wenn der Besitzer zum Zwecke der Abwendung der 
Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat.
(2) Ein früherer Besitzer des Grundstücks ist für den Schaden ver-
antwortlich, wenn der Einsturz oder die Ablösung innerhalb eines 
Jahres nach der Beendigung seines Besitzes eintritt, es sei denn, 
dass er während seines Besitzes die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet hat oder ein späterer Besitzer durch Beobach-
tung dieser Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden können.
(3) Besitzer im Sinne dieser Vorschriften ist der Eigenbesitzer.

§ 352 HGB
(1) Die Höhe der gesetzlichen Zinsen, mit Ausnahme der Verzugs-
zinsen, ist bei beiderseitigen Handelsgeschäften fünf vom Hundert 
für das Jahr. Das gleiche gilt, wenn für eine Schuld aus einem sol-
chen Handelsgeschäfte Zinsen ohne Bestimmung des Zinsfußes 
versprochen sind.
(2) Ist in diesem Gesetzbuche die Verpflichtung zur Zahlung von 
Zinsen ohne Bestimmung der Höhe ausgesprochen, so sind dar-
unter Zinsen zu fünf vom Hundert für das Jahr zu verstehen.

§ 13 ZPO Allgemeiner Gerichtsstand des Wohnsitzes
Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch den Wohn-
sitz bestimmt.

§ 17 ZPO Allgemeiner Gerichtsstand juristischer Personen
(1) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der Korporati-
onen sowie derjenigen Gesellschaften, Genossenschaften oder 
anderen Vereine und derjenigen Stiftungen, Anstalten und Vermö-
gensmassen, die als solche verklagt werden können, wird durch 
ihren Sitz bestimmt. Als Sitz gilt, wenn sich nichts anderes ergibt, 
der Ort, wo die Verwaltung geführt wird.
(2) Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand bei 
dem Gericht, in dessen Bezirk das Bergwerk liegt, Behörden, 
wenn sie als solche verklagt werden können, bei dem Gericht 
ihres Amtssitzes.
(3) Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen be-
stimmten Gerichtsstand ist ein durch Statut oder in anderer Weise 
besonders geregelter Gerichtsstand zulässig.

§ 21 Besonderer Gerichtsstand der Niederlassung
(1) Hat jemand zum Betrieb einer Fabrik, einer Handlung oder 
eines anderen Gewerbes eine Niederlassung, von der aus unmit-
telbar Geschäfte geschlossen werden, so können gegen ihn alle 
Klagen, die auf den Geschäftsbetrieb der Niederlassung Bezug 
haben, bei dem Gericht des Ortes erhoben werden, wo die Nieder-
lassung sich befindet.
(2) Der Gerichtsstand der Niederlassung ist auch für Klagen gegen 
Personen begründet, die ein mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden 
versehenes Gut als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter bewirt-
schaften, soweit diese Klagen die auf die Bewirtschaftung des 
Gutes sich beziehenden Rechtsverhältnisse betreffen.

§ 29 ZPO Besonderer Gerichtsstand des Erfüllungsorts
(1) Für Streitigkeiten aus einem Vertragsverhältnis und über 
dessen Bestehen ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem die 
streitige Verpflichtung zu erfüllen ist.
(2) Eine Vereinbarung über den Erfüllungsort begründet die 
Zuständigkeit nur, wenn die Vertragsparteien Kaufleute, juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliche 
Sondervermögen sind.
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IV. �Datenschutz-Informationen

Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht 
zustehenden Rechte. 

1. Verantwortlicher
Manufaktur Augsburg GmbH
Sitz: Augsburg, HRB 27590, AG Augsburg
Hausanschrift:
Manufaktur Augsburg GmbH
Proviantbachstr. 30
86153 Augsburg
Telefon: 0821 / 71008 –500
Telefax: 0821 / 71008 –599 
E-Mail: info@manaug.de
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie:

�� per Post unter der o. g. Adresse mit dem Zusatz  
Datenschutzbeauftragter, 

�� per E-Mail unter: datenschutz@manaug.de.

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung

�� der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO),
�� des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG),
�� der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des  

Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie
aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Wenn Sie einen Antrag 
stellen, benötigen wir die von Ihnen gemachten Angaben für den 
Abschluss des Vertrages. Nur so ist es möglich, das von uns zu 
übernehmende Risiko einzuschätzen.
Wir verarbeiten Ihre Daten im Rahmen der Vertragsanbahnung, 
z. B. zur Angebotserstellung. Kommt der Versicherungsvertrag 
zustande, verarbeiten wir die Daten, um das Vertragsverhältnis 
durchführen zu können. Die Daten benötigen wir beispielsweise,

�� um den mit Ihnen vereinbarten Vertragsinhalt zu  
dokumentieren (Policierung), 

�� um eine Rechnung zu stellen oder den Beitragseinzug  
durchzuführen,

�� um Rückversicherung durchzuführen,
�� für das Forderungsmanagement,
�� zur Schaden- / Leistungsabrechnung, 
�� zur Beratung oder 
�� zur Kundenbetreuung.

Wenn ein Schaden- / Leistungsfall eingetreten ist, benötigen wir 
Angaben zu diesem. Nur so können wir prüfen, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist und wie hoch die tariflichen Leistungen 
sind. Der Versicherungsvertrag kann nicht abgeschlossen oder 
durchgeführt werden, ohne dass Ihre personenbezogenen Daten 
verarbeitet werden. 
Wir benötigen darüber hinaus Ihre personenbezogenen Daten, 
um versicherungsspezifische Statistiken zu erstellen. Dies ist z. B. 
notwendig, um neue Tarife zu entwickeln. Zusätzlich müssen wir 
aufsichtsrechtliche Vorgaben erfüllen. Die Daten aller mit der 
Manufaktur Augsburg bestehenden Verträge nutzen wir, um die 
gesamte Kundenbeziehung zu betrachten. Diese wird z. B. berück-
sichtigt, wenn bezüglich einer Vertragsanpassung und -ergänzung 
beraten wird. Sie ist auch relevant, um Kulanzentscheidungen zu 

treffen oder um umfassende Auskünfte entsprechend den recht
lichen Vorgaben zu erteilen.
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezoge-
ner Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke oder im 
Schadenfall ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere 
Kategorien personenbezogener Daten erforderlich sind, holen wir 
Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Ein 
Beispiel hierfür sind Ihre Gesundheits-daten bei Abschluss eines 
Versicherungsvertrages. Erstellen wir Statistiken mit diesen Daten-
kategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO  
i. V. m. § 27 BDSG.
Wenn Sie der Verarbeitung von personenbezogenen Daten für  
bestimmte Zwecke eingewilligt haben, ist die Rechtmäßigkeit die-
ser Verarbeitung auf Basis Ihrer Einwilligung gem. Art. 6 Abs.  
1 a) DSGVO gegeben.
Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit von Ihnen widerrufen 
werden.
Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. 
Haben vor dem Widerruf Verarbeitungen stattgefunden, sind 
diese davon nicht betroffen.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von 
uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Dies kann 
insbesondere erforderlich sein,

�� um die IT-Sicherheit des IT-Betriebs zu gewährleisten,
�� um Produkte und Services zu entwickeln,  
�� um die Qualität unserer Prozesse und Services zu verbessern, 

z. B. durch Kundenzufriedenheits-befragungen, 
�� um Straftaten zu verhindern und aufzuklären (Die Analyse der 

Daten hilft Hinweise zu erkennen, die auf Versicherungsmiss-
brauch hindeuten können.),

�� zur Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung 
bei rechtlichen Streitigkeiten,

�� zur zielgerichteten und bedarfsgerechten Werbung und Infor-
mation zu unseren eigenen Versicherungs-produkten und an-
deren Produkte der Unternehmen der SIGNAL IDUNA Gruppe 
und deren Kooperationspartner und für Markt- und Meinungs-
umfragen, ggfs. unter Verwendung eines Marketingscores, 

�� um ein besseres Verständnis für Ihren Bedarf und Ihre Wün-
sche zu erhalten, z. B. durch Zuordnung zu einer Berufsgruppe,

�� um das Unternehmen zu steuern (z. B. Prozessverbesserungen, 
Controlling, Berichtswesen) sowie

�� zur Einholung von Bonitätsauskünften z. B. im Rahmen des 
Forderungsmanagements oder der Bearbeitung von Kfz-Ver
sicherungen.

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten auch, um beste-
hende handelsrechtliche Verpflichtungen gegenüber dem Vermitt-
ler zu erfüllen. Das betrifft insbesondere die Abrechnung seiner 
Vergütung. Dieser Fall tritt natürlich nur ein, wenn der Antrag von 
einem Vermittler eingereicht wurde.
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten 
zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen. Darunter fallen z. B.

�� aufsichtsrechtliche Vorgaben,
�� handels- und steuerrechtliche Aufbewahrungspflichten,
�� unsere Beratungspflicht oder
�� die Bearbeitung von Beschwerden.

der Manufaktur Augsburg GmbH (Assekuradeur)
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Zudem sind wir aufgrund gesetzlicher und regulatorischer Vorga-
ben zur Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung 
und vermögensgefährdender Straftaten verpflichtet. Dabei wer-
den auch Datenauswertungen (u. a. im Zahlungsverkehr) vorge-
nommen. Diese Maßnahmen dienen zugleich Ihrem Schutz.
Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die 
jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht 
genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.

3. Datenquellen
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen un-
serer Geschäftsbeziehung, z. B. über den Antrag oder im Schaden-
fall, von Ihnen erhalten. Das kann auch Daten über Dritte betref-
fen, die wir von Ihnen erhalten und verarbeiten. Dritte können in 
diesem Fall z. B. Mitversicherte, Beitragszahler, Bezugsberechtigte 
oder Fahrzeughalter sein.
Wenn es für die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich 
ist, verarbeiten wir auch weitere personenbezogene Daten. Diese 
erhalten wir z. B. von:

�� anderen Unternehmen der SIGNAL IDUNA Gruppe,
�� für Sie zuständigen Vermittlern / Beratern / Partnern oder
�� sonstigen Dritten (z. B. Wirtschaftsauskunfteien, Sachverstän-

digen).
Die Daten erhalten wir zulässigerweise im Moment und zukünftig. 
Dies ist notwendig, um z. B. Aufträge auszuführen, Verträge zu 
erfüllen oder aufgrund einer von Ihnen erteilten Einwilligung.
Wir verarbeiten auch personenbezogene Daten, die wir aus öffent-
lich zugänglichen Quellen zulässigerweise gewonnen haben. Diese 
Quellen sind z. B.

�� Ihre Einträge in sozialen Medien, die von der SIGNAL IDUNA 
angeboten werden,

�� die Konzern-Homepage,
�� öffentliche Register,
�� Adressbücher oder
�� Presse.

4. Datenkategorien
Relevante Kategorien personenbezogener Daten sind u. a.

�� Identifikations- und Authentifikationsdaten (z. B. Name,  
Adresse und andere Kontaktdaten, Geburtsdatum, Beruf, 
Familienstand), 

�� weitere Stamm- und Vertragsdaten, z. B. Angaben über die 
bestehenden Verträge zur Kfz-, Unfall-, Sach- und Haftpflicht-
versicherung, Zahlungsdaten, Rollen der betroffenen Person 
(z. B. Versicherungsnehmer, versicherte Person, Beitragszahler, 
Anspruchsteller), 

�� sofern erforderlich besondere Kategorien personenbezogener 
Daten (z. B. Gesundheitsdaten, biometrische Daten, Daten über 
die Gewerkschaftszugehörigkeit),

�� Daten aus der Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtungen 
(z. B. Umsatzdaten, Produktdaten, Leistungs- / Schadendaten),

�� Informationen über Ihre finanzielle Situation (z. B. Bonitätsda-
ten, Scoring / Ratingdaten, Herkunft von Vermögenswerten),

�� Dokumentationsdaten (z. B. Beratungsprotokoll),

�� Daten darüber, wie Sie unsere angebotenen Telemedien nut-
zen (z. B. Zeitpunkt des Aufrufs unserer Webseiten, Apps oder 
Newsletter, angeklickte Seiten bzw. Einträge), 

�� Werbe- und Vertriebsdaten zur Person, über Sachwerte und 
Liquiditäts- sowie Finanzplanung,

�� Daten zu Kundenkontakten und Vorgangsbearbeitung.

5. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unterneh-
mensgruppe nehmen bestimmte Aufgaben der Datenverarbeitung 
für die in der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. 
Das betrifft Sie, wenn ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen 
und einem oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht. 
In diesem Fall werden Ihre Daten dann zentral durch ein Unter-
nehmen der Gruppe verarbeitet, z. B.:

�� zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten,
�� für den telefonischen Kundenservice,
�� zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung,
�� für In- und Exkasso, 
�� zur gemeinsamen Postbearbeitung.

In unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an 
einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen.

Risikoträger:
Von uns übernommene Risiken versichern wir auf Name des 
Risikoträgers bei Versicherungsunternehmen. Deshalb ist es erfor-
derlich, Ihre Vertrags- und ggf. Schaden- / Leistungsdaten an einen 
Risikoträger zu übermitteln. Nur so kann sich der Versicherer ein 
eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen.

Vermittler:
Werden Sie bzgl. Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermitt-
ler betreut, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur 
Durchführung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und 
Schaden- / Leistungsdaten. Unser Unternehmen übermittelt diese 
Daten auch an die Sie betreuenden Vermittler. Dies erfolgt soweit 
die Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Ver-
sicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigt 
werden.

Externe Dienstleister:
Um unsere vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zu erfüllen, 
bedienen wir uns zum Teil externer Dienstleister. Eine Auflistung 
der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu 
denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen beste-
hen, können Sie der Übersicht im Anhang entnehmen. Die jeweils 
aktuelle Version dieser Liste finden Sie auf unserer Internetseite 
unter www.signal-iduna.de / Dienstleisterliste.

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten 
an weitere Empfänger übermitteln. Das betrifft Behörden zur 
Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversiche-
rungsträger, Finanzbehörden, Strafverfolgungsbehörden oder 
Aufsichtsbehörden) oder solche für die Sie uns Ihre Einwilligung 
zur Datenübermittlung erteilt haben.
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6. Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die 
oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Ihre perso-
nenbezogenen Daten können für die Zeit aufbewahrt werden, in 
der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht 
werden können. Hier gelten gesetzliche Verjährungsfristen von 
drei oder bis zu 30 Jahren. Zudem speichern wir Ihre personenbe-
zogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Ent-
sprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben sich 
unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenord-
nung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen 
danach bis zu zehn Jahre.

7. Betroffenenrechte
Sie können über die unter Punkt 1 genannten Kontaktdaten des 
Verantwortlichen Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie verlangen, dass Ihre 
Daten berichtigt werden. Unter bestimmten Voraussetzungen 
können Sie auch verlangen, dass Ihre Daten gelöscht werden. 
Ihnen kann weiterhin ein Recht zustehen, dass Ihre Daten nur 
eingeschränkt verarbeitet werden. Sie haben ebenfalls das Recht, 
dass Ihnen die von Ihnen bereitgestellten Daten in einem struktu-
rierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zur Verfügung 
gestellt werden.

8. Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, 
können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus 
Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Daten-
verarbeitung sprechen. 
Der Widerspruch wirkt für die Zukunft und kann formfrei erfolgen. 
Bitte richten Sie den Widerspruch an die unter Punkt 1 genannten 
Kontaktdaten des Verantwortlichen.

9. Beschwerderecht
Sie können sich mit einer Beschwerde an die unter Punkt 1 
genannten Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten oder an 
eine Datenschutzaufsichtsbehörde wenden. Die für Sie zuständige 
Aufsichtsbehörde ist: Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit Bayern. 

10. Vollautomatisierte Entscheidungen 
Vollautomatisierte Entscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben entscheiden wir in bestimmten Fällen 
vollautomatisiert z. B. über 

�� das Zustandekommen oder die Umstellung Ihres Vertrages,
�� tariflich geregelte Beitragsanpassungen und -rückerstattungen,
�� die Erstattung von Versicherungsleistungen, 
�� Maßnahmen im Rahmen des Forderungsmanagements. 

Die Entscheidungsfindung erfolgt über vorher vom Unternehmen 
festgelegte Regelungen und Methoden. Diese werden z. B. abge-
leitet aus 

�� gesetzlichen Vorgaben,
�� Versicherungs- und Tarifbedingungen,
�� Annahmerichtlinien, 
�� Angaben zum Zahlungsverhalten in Verbindung mit den  

fälligen Beiträgen oder
�� weiteren Bearbeitungsrichtlinien. 

Diese Kriterien werden in Bezug zu Ihren für die Entscheidung  
relevanten Daten gesetzt. Das können z. B. Vertragsdaten, Leis-
tungsdaten und Daten zur Beitragszahlung sein. 
Wenn Sie Fragen zu einer Sie betreffenden Entscheidung haben 
oder falls Sie mit der Entscheidung nicht einverstanden sind, 
wenden Sie sich gerne über die unter Punkt 1 genannten Kontakt-
daten des Verantwortlichen an unsere Mitarbeiter. So können Sie 
das Eingreifen einer Person bewirken, Sie können Ihren Stand-
punkt darlegen und offene Fragen zu dem Vorgang klären.
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IV. �Datenschutz-Informationen

Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht 
zustehenden Rechte. Diese Datenschutz-Informationen sind auch 
im Internet unter www.signal-iduna.de/datenschutzinfo abrufbar.

1. Verantwortlicher
ADLER Versicherung AG 

Sitz: Dortmund, HR B 20214, AG Dortmund
VÖDAG Versicherung für den Öffentlichen Dienst, 
Zweigniederlassung der ADLER Versicherung AG

Sitz der Zweigniederlassung: Hamburg
Hausanschriften:
Joseph-Scherer-Straße 3
44139 Dortmund
Telefon: 0231 / 135 -0
Telefax: 0231 / 135 -4638
Neue Rabenstraße 15 – 19
20354 Hamburg
Telefon: 040 / 4124-0
Telefax: 040 / 4124-2958
E-Mail: info@signal-iduna.de

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie:
�� per Post unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz  

Datenschutzbeauftragter, 
�� per Telefon unter: 0231 / 135 4630 oder 
�� per E-Mail unter: datenschutz@signal-iduna.de.

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung

�� der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO),
�� des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG),
�� der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des  

Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie
�� aller weiteren maßgeblichen Gesetze. 

Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhaltens-
regeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch 
die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben 
genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren.
Diese können Sie im Internet unter www.signal-iduna.de/Verhal-
tensregeln abrufen.
Wenn Sie einen Antrag stellen, benötigen wir die von Ihnen ge-
machten Angaben für den Abschluss des Vertrages. Nur so ist es 
möglich, das von uns zu übernehmende Risiko einzuschätzen.
Wir verarbeiten Ihre Daten im Rahmen der Vertragsanbahnung, 
z. B. zur Angebotserstellung. Kommt der Versicherungsvertrag 
zustande, verarbeiten wir die Daten, um das Vertragsverhältnis 
durchführen zu können. Die Daten benötigen wir beispielsweise,

�� um den mit Ihnen vereinbarten Vertragsinhalt zu  
dokumentieren (Policierung), 

�� um eine Rechnung zu stellen oder den Beitragseinzug  
durchzuführen,

�� um Rückversicherung durchzuführen,

�� für das Forderungsmanagement,
�� zur Schaden- / Leistungsabrechnung, 
�� zur Beratung oder 
�� zur Kundenbetreuung.

Wenn ein Schaden- / Leistungsfall eingetreten ist, benötigen wir 
Angaben zu diesem. Nur so können wir prüfen, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist und wie hoch die tariflichen Leistungen 
sind.
Der Versicherungsvertrag kann nicht abgeschlossen oder durchge-
führt werden, ohne dass Ihre personenbezogenen Daten verarbei-
tet werden. 
Wir benötigen darüber hinaus Ihre personenbezogenen Daten, 
um versicherungsspezifische Statistiken zu erstellen. Dies ist z. B. 
notwendig, um neue Tarife zu entwickeln. Zusätzlich müssen wir 
aufsichtsrechtliche Vorgaben erfüllen. Die Daten aller mit der 
ADLER Versicherung AG bestehenden Verträge nutzen wir, um die 
gesamte Kundenbeziehung zu betrachten. Diese wird z. B. berück-
sichtigt, wenn bezüglich einer Vertragsanpassung und -ergänzung 
beraten wird. Sie ist auch relevant, um Kulanzentscheidungen zu 
treffen oder um umfassende Auskünfte entsprechend den rechtli-
chen Vorgaben zu erteilen.
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezoge-
ner Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke oder im 
Schadenfall ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere 
Kategorien personenbezogener Daten erforderlich sind, holen 
wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO 
ein. Ein Beispiel hierfür sind Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss 
eines Versicherungs-vertrages. Erstellen wir Statistiken mit diesen 
Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) 
DSGVO i. V. m. § 27 BDSG.
Wenn Sie der Verarbeitung von personenbezogenen Daten für  
bestimmte Zwecke eingewilligt haben, ist die Rechtmäßigkeit die-
ser Verarbeitung auf Basis Ihrer Einwilligung gem. Art. 6 Abs.  
1 a) DSGVO gegeben.
Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit von Ihnen widerrufen 
werden.
Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. 
Haben vor dem Widerruf Verarbeitungen stattgefunden, sind 
diese davon nicht betroffen.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von 
uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Dies kann 
insbesondere erforderlich sein,

�� um die IT-Sicherheit des IT-Betriebs zu gewährleisten,
�� um Produkte und Services zu entwickeln, 
�� um die Qualität unserer Prozesse und Services zu verbessern, 

z. B. durch Kundenzufriedenheitsbefragungen, 
�� um Straftaten zu verhindern und aufzuklären (Die Analyse der 

Daten hilft Hinweise zu erkennen, die auf Versicherungsmiss-
brauch hindeuten können.),

�� zur Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung 
bei rechtlichen Streitigkeiten,

�� zur zielgerichteten und bedarfsgerechten Werbung und Infor-
mation zu unseren eigenen Versicherungsprodukten und an-
deren Produkte der Unternehmen der SIGNAL IDUNA Gruppe 
und deren Kooperationspartner und für Markt- und Meinungs-
umfragen, ggfs. unter Verwendung eines Marketingscores, 

der ADLER Versicherung AG
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�� um ein besseres Verständnis für Ihren Bedarf und Ihre Wün-
sche zu erhalten, z. B. durch Zuordnung zu einer Berufsgruppe,

�� um das Unternehmen zu steuern (z. B. Prozessverbesserungen, 
Controlling, Berichtswesen) sowie

�� zur Einholung von Bonitätsauskünften z. B. im Rahmen des 
Forderungsmanagements oder der Bearbeitung von Kfz-Versi-
cherungen.

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten auch, um beste-
hende handelsrechtliche Verpflichtungen gegenüber dem Vermitt-
ler zu erfüllen. Das betrifft insbesondere die Abrechnung seiner 
Vergütung. Dieser Fall tritt natürlich nur ein, wenn der Antrag von 
einem Vermittler eingereicht wurde.
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten 
zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen. Darunter fallen z. B.

�� aufsichtsrechtliche Vorgaben,
�� handels- und steuerrechtliche Aufbewahrungspflichten,
�� unsere Beratungspflicht oder
�� die Bearbeitung von Beschwerden.

Zudem sind wir aufgrund gesetzlicher und regulatorischer Vorga-
ben zur Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung 
und vermögensgefährdender Straftaten verpflichtet. Dabei wer-
den auch Datenauswertungen (u. a. im Zahlungsverkehr) vorge-
nommen. Diese Maßnahmen dienen zugleich Ihrem Schutz.
Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die 
jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht 
genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.

3. Datenquellen
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen un-
serer Geschäftsbeziehung, z. B. über den Antrag oder im Schaden-
fall, von Ihnen erhalten. Das kann auch Daten über Dritte betref-
fen, die wir von Ihnen erhalten und verarbeiten. Dritte können in 
diesem Fall z. B. Mitversicherte, Beitragszahler, Bezugsberechtigte 
oder Fahrzeughalter sein.
Wenn es für die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich 
ist, verarbeiten wir auch weitere personenbezogene Daten. Diese 
erhalten wir z. B. von:

�� anderen Unternehmen der SIGNAL IDUNA Gruppe,
�� für Sie zuständigen Vermittlern / Beratern / Partnern oder
�� sonstigen Dritten (z. B. Wirtschaftsauskunfteien, Sachverstän-

digen).
Die Daten erhalten wir zulässigerweise im Moment und zukünftig. 
Dies ist notwendig, um z. B. Aufträge auszuführen, Verträge zu 
erfüllen oder aufgrund einer von Ihnen erteilten Einwilligung.
Wir verarbeiten auch personenbezogene Daten, die wir aus öffent-
lich zugänglichen Quellen zulässigerweise gewonnen haben. Diese 
Quellen sind z. B. 

�� Ihre Einträge in sozialen Medien, die von der SIGNAL IDUNA 
angeboten werden,

�� die Konzern-Homepage,
�� öffentliche Register,
�� Adressbücher oder
�� Presse.

4. Datenkategorien
Relevante Kategorien personenbezogener Daten sind u. a.

�� Identifikations- und Authentifikationsdaten (z. B. Name,  
Adresse und andere Kontaktdaten, Geburtsdatum, Beruf, 
Familienstand), 

�� weitere Stamm- und Vertragsdaten, z. B. Angaben über die 
bestehenden Verträge zur Kfz-, Unfall-, Sach- und Haftpflicht-
versicherung, Zahlungsdaten, Rollen der betroffenen Person  
(z. B. Versicherungsnehmer, versicherte Person, Beitragszahler, 
Anspruchsteller), 

�� sofern erforderlich besondere Kategorien personenbezogener 
Daten (z. B. Gesundheitsdaten, biometrische Daten, Daten über 
die Gewerkschaftszugehörigkeit),

�� Daten aus der Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtungen 
(z. B. Umsatzdaten, Produktdaten, Leistungs- / Schadendaten),

�� Informationen über Ihre finanzielle Situation (z. B. Bonitäts
daten, Scoring / Ratingdaten, Herkunft von Vermögenswerten),

�� Dokumentationsdaten (z. B. Beratungsprotokoll),
�� Daten darüber, wie Sie unsere angebotenen Telemedien nut-

zen (z. B. Zeitpunkt des Aufrufs unserer Webseiten, Apps oder 
Newsletter, angeklickte Seiten bzw. Einträge), 

�� Werbe- und Vertriebsdaten zur Person, über Sachwerte und 
Liquiditäts- sowie Finanzplanung,

�� Daten zu Kundenkontakten und Vorgangsbearbeitung.

5. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unterneh-
mensgruppe nehmen bestimmte Aufgaben der Datenverarbeitung 
für die in der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. 
Das betrifft Sie, wenn ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen 
und einem oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht. 
In diesem Fall werden Ihre Daten dann zentral durch ein Unter-
nehmen der Gruppe verarbeitet, z. B.:

�� zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten,
�� für den telefonischen Kundenservice,
�� zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung,
�� für In- und Exkasso, 
�� zur gemeinsamen Postbearbeitung.

In unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an 
einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen.

Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen 
Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Deshalb kann es 
erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schaden- / Leistungsda-
ten an einen Rückversicherer zu übermitteln. Nur so kann sich 
der Rückversicherer ein eigenes Bild über das Risiko oder den 
Versicherungsfall machen.

Vermittler:
Werden Sie bzgl. Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermitt-
ler betreut, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur 
Durchführung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und 
Schaden- / Leistungsdaten. Unser Unternehmen übermittelt diese 
Daten auch an die Sie betreuenden Vermittler. Dies erfolgt soweit 
die Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Ver-
sicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigt 
werden.



Manufaktur Augsburg GmbH  www.manaug.de  |  Stand: 1. Mai 2018 Seite 32

Externe Dienstleister:
Um unsere vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zu erfüllen, 
bedienen wir uns zum Teil externer Dienstleister. Eine Auflistung 
der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu 
denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen beste-
hen, können Sie der Übersicht im Anhang entnehmen. Die jeweils 
aktuelle Version dieser Liste finden Sie auf unserer Internetseite 
unter www.signal-iduna.de/Dienstleisterliste.

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten 
an weitere Empfänger übermitteln. Das betrifft Behörden zur 
Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversiche-
rungsträger, Finanzbehörden, Strafverfolgungsbehörden oder 
Aufsichtsbehörden) oder solche für die Sie uns Ihre Einwilligung 
zur Datenübermittlung erteilt haben.

6. Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die 
oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Ihre per-
sonenbezogenen Daten können für die Zeit aufbewahrt werden, 
in der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht 
werden können. Hier gelten gesetzliche Verjährungsfristen von 
drei oder bis zu 30 Jahren. Zudem speichern wir Ihre personenbe-
zogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Ent-
sprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben sich 
unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenord-
nung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen 
danach bis zu zehn Jahre.

7. Betroffenenrechte
Sie können über die unter Punkt 1 genannten Kontaktdaten des 
Verantwortlichen Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie verlangen, dass Ihre 
Daten berichtigt werden. Unter bestimmten Voraussetzungen 
können Sie auch verlangen, dass Ihre Daten gelöscht werden. 
Ihnen kann weiterhin ein Recht zustehen, dass Ihre Daten nur 
eingeschränkt verarbeitet werden. Sie haben ebenfalls das Recht, 
dass Ihnen die von Ihnen bereitgestellten Daten in einem struktu-
rierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zur Verfügung 
gestellt werden.

8. Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu Zwecken der Direktwerbung (inkl. Profiling) zu wider-
sprechen. 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, 
können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus 
Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Daten-
verarbeitung sprechen. 
Der Widerspruch wirkt für die Zukunft und kann formfrei erfolgen. 
Bitte richten Sie den Widerspruch an die unter Punkt 1 genannten 
Kontaktdaten des Verantwortlichen.

9. Beschwerderecht
Sie können sich mit einer Beschwerde an die unter Punkt 1 
genannten Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten oder an 
eine Datenschutzaufsichtsbehörde wenden. Die für Sie zuständige 
Aufsichtsbehörde ist: 
Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen, deren Kontaktdaten Sie auf unserer Home-
page unter www.signal-iduna.de/datenschutzbeschwerde finden.

10. Datenübermittlung in ein Drittland
Datenübermittlungen an Empfänger in Drittländern (Länder au-
ßerhalb der EU und des Europäischen Wirtschaftsraums) ergeben 
sich z. B. im Rahmen der Administration, der Entwicklung und des 
Betriebs von IT-Systemen. Die Übermittlung erfolgt nur, wenn 
diese
a) grundsätzlich zulässig ist und 
b) die besonderen Voraussetzungen für eine Übermittlung in ein 
Drittland vorliegen. 
Insbesondere der Datenimporteur muss geeignete Garantien 
nach Maßgabe der EU-Standarddatenschutzklauseln für die 
Übermittlung personenbezogener Daten an Auftragsverarbeiter in 
Drittländer gewährleisten. Grundlage sind die Bestimmungen der 
Datenschutzgesetze.
Besonderheiten ergeben sich, wenn sich der Versicherungsneh-
mer oder die versicherte Person in einem Drittland befinden. 
Dann kann es erforderlich sein, Daten im Einzelfall in ein Drittland 
ohne geeignete Garantien zu übermitteln. Das kann z. B. der Fall 
sein, wenn Sie einen Leistungsfall haben und wir Ihnen nur so 
helfen können. 
Wenn im Einzelfall Ihre Einwilligung notwendig ist, holen wir diese 
gesondert ein.
Detaillierte Information können Sie bei Bedarf über die unter 
Punkt 1 genannten Kontaktdaten des Verantwortlichen anfordern.

11. Vollautomatisierte Entscheidungen und Profiling
Vollautomatisierte Entscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben entscheiden wir in bestimmten Fällen 
vollautomatisiert z. B. über 

�� das Zustandekommen oder die Umstellung Ihres Vertrages,
�� tariflich geregelte Beitragsanpassungen und -rückerstattungen,
�� die Erstattung von Versicherungsleistungen, 
�� Maßnahmen im Rahmen des Forderungsmanagements. 

Die Entscheidungsfindung erfolgt über vorher vom Unternehmen 
festgelegte Regelungen und Methoden. Diese werden z. B. abge-
leitet aus 

�� gesetzlichen Vorgaben,
�� Versicherungs- und Tarifbedingungen,
�� Annahmerichtlinien, 
�� Angaben zum Zahlungsverhalten in Verbindung mit den  

fälligen Beiträgen oder
�� weiteren Bearbeitungsrichtlinien. 

Diese Kriterien werden in Bezug zu Ihren für die Entscheidung re-
levanten Daten gesetzt. Das können z. B. Vertragsdaten, Leistungs-
daten und Daten zur Beitragszahlung sein. 
Wenn Sie Fragen zu einer Sie betreffenden Entscheidung haben 
oder falls Sie mit der Entscheidung nicht einverstanden sind, 
wenden Sie sich gerne über die unter Punkt 1 genannten Kontakt-
daten des Verantwortlichen an unsere Mitarbeiter. So können Sie 
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das Eingreifen einer Person bewirken, Sie können Ihren Stand-
punkt darlegen und offene Fragen zu dem Vorgang klären. 
Profiling
Wir verarbeiten Ihre Daten teilweise automatisiert. Das Ziel hierbei 
ist, bestimmte persönliche Aspekte zu bewerten (Profiling). Dazu 
verwenden wir mathematisch-statistisch anerkannte und bewähr-
te Verfahren.
Wir setzen Profiling z. B. zur Einschätzung des von uns zu über-
nehmenden Risikos im Rahmen der Vertragsanbahnung ein.
Auf Basis der berechtigten Interessen des Versicherers gem. Art. 6 
Abs. 1 f) DSGVO nutzen wir Profiling beispielsweise,

�� um Sie zielgerichtet über Produkte informieren und beraten 
zu können. Dafür werden Ihre Daten über geeignete Verfahren 
bereitgestellt. Diese ermöglichen eine bedarfsgerechte Kom-
munikation und Werbung. Eingeschlossen sind hier auch die 
Markt- und Meinungsumfragen,

�� um Ihnen bedarfsgerechte Serviceleistungen im  
Schaden- / Leistungsfall anbieten zu können,

�� um mit einem Marketingscore werbliche und bedarfsgerechte 
Zielgruppenansprache vornehmen zu können. Dazu werden 
Name, Anschrift und Geburtsdatum an eine Auskunftei über-
mittelt, die in der Dienstleisterliste aufgeführt ist. Detaillierte 
Informationen über die Auskunftei, z. B. Informationen zum 
Geschäftszweck, zu Zwecken der Datenspeicherung, zu den Da-
tenempfängern, zum Selbstauskunftsrecht, zum Anspruch auf 
Löschung und Berichtigung etc. können Sie bei dem genannten 
Unternehmen jederzeit einholen,

�� um Kundenzufriedenheitsbefragungen gezielt durchführen zu 
können. Aus den Befragungsergebnissen erhalten wir Erkennt-
nisse, um unseren Service zu verbessern und unsere Prozesse 
zu optimieren.

12. Datenaustausch zur Kfz-Versicherung mit früheren  
Versicherungsunternehmen und mit dem Auto- und Reiseclub 
Deutschland e.V. (ARCD)
Wir übermitteln Ihre Daten (Name, Adresse, Vertragsnummer) 
zum Zwecke der Überprüfung von Schadenfreiheitsrabatten und 
Tarifeinstufungen an andere Versicherer und ggfs. an den Auto- 
und Reiseclub Deutschland e.V. (ARCD).

13. Bonitätsauskünfte zur KFZ-Versicherung
Wir übermitteln Ihre Daten (Name, Adresse und ggfs. Geburts-
datum) zum Zweck der Bonitätsprüfung, dem Bezug von Infor-
mationen zur Beurteilung des Zahlungsausfallrisikos, der Perso-
nenidentifikation sowie zu Zwecken der Vertragsverwaltung und 
-abwicklung und bei Bedarf im Verlauf der aktiven Geschäftsbe-
ziehung (z. B. im Schadenfall), die auf Basis von mathematisch-sta-
tistischen Verfahren unter Verwendung von Anschriftendaten 
ermittelt wurden, an
Infoscore Consumer Data GmbH (ICD), Rheinstr. 99, 
76532 Baden-Baden.

Bitte beachten Sie, dass die ICD die Daten der entsprechenden 
Anfrage zu Adressverifizierungs- und Scoringzwecken gegenüber 
anderen Unternehmen nutzt.
Detaillierte Informationen zur ICD i. S. d. Artikel 14 Europäische 
Datenschutzgrundverordnung (EU DSGVO), d.h. Informationen 
zum Geschäftszweck, zu Zwecken der Datenspeicherung, zu den 

Datenempfängern, zum Selbstauskunftsrecht, zum Anspruch auf 
Löschung und Berichtigung etc. finden Sie unter www.finance.
arvato.com/icdinfoblatt. 

14 Information über den Datenaustausch mit der informa  
HIS GmbH auf Grundlage der Art. 13 und 14 DSGVO
Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bei Ab-
schluss eines Versicherungsvertrages oder im Rahmen der Scha-
denbearbeitung Daten zum Versicherungsobjekt (Fahrzeugiden-
tifikationsdaten oder Adresse des Gebäudes) sowie Angaben zu 
Ihrer Person (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere 
Anschriften) an die informa HIS GmbH übermitteln (HIS-Anfrage).
Die informa HIS GmbH überprüft anhand dieser Daten, ob zu Ihrer 
Person und / oder zu Ihrem Versicherungsobjekt im „Hinweis- und 
Informationssystem der Versicherungswirtschaft“ (HIS) Informati-
onen gespeichert sind, die auf ein erhöhtes Risiko oder Unregel-
mäßigkeiten in einem Versicherungsfall hindeuten können. Solche 
Informationen können nur aufgrund einer früheren Meldung 
eines Versicherungsunternehmens an das HIS vorliegen (HIS-Ein-
meldung), über die Sie ggf. von dem einmeldenden Versiche-
rungsunternehmen gesondert informiert worden sind. Daten, die 
aufgrund einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, werden 
von der informa HIS GmbH an uns, das anfragende Versicherungs-
unternehmen, übermittelt.
Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf folgenden Internet-
seiten: www.informa-his.de

Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH:
Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich Verant-
wortliche das Hinweis- und Informationssystem HIS der Versiche-
rungswirtschaft. Sie verarbeitet darin personenbeziehbare Daten, 
um die Versicherungswirtschaft bei der Bearbeitung von Versiche-
rungsanträgen und -schäden zu unterstützen. Es handelt sich bei 
diesen Daten um Angaben zu erhöhten Risiken oder um Auffäl-
ligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten (z. B. Mehrfachabrechnung 
eines Versicherungsschadens bei verschiedenen Versicherungsun-
ternehmen) hindeuten können.

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung:
Die informa HIS GmbH verarbeitet personenbezogene Daten auf 
Grundlage des Art. 6 Abs. 1f DSGVO. Dies ist zulässig, soweit die 
Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen des Ver-
antwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die 
Interessen und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den 
Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen.
Die informa HIS GmbH selbst trifft keine Entscheidungen über den 
Abschluss eines Versicherungsvertrages oder über die Regulierung 
von Schäden. Sie stellt den Versicherungsunternehmen lediglich 
die Informationen für die diesbezügliche Entscheidungsfindung 
zur Verfügung.

Herkunft der Daten der informa HIS GmbH:
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versicherungsun-
ternehmen, die diese in das HIS einmelden.

Kategorien der personenbezogenen Daten:
Basierend auf der HIS-Anfrage oder der HIS-Einmeldung werden 
von der informa HIS GmbH – abhängig von der Versicherungsart 
bzw. -sparte – die Daten der Anfrage oder Einmeldung mit den 
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dazu genutzten personenbezogenen Daten (Name, Vorname, 
Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) bzw. Informationen 
zum Versicherungsobjekt (z. B. Fahrzeug- bzw. Gebäudeinforma-
tionen) sowie das anfragende oder einmeldende Versicherungs-
unternehmen gespeichert. Bei einer HIS-Einmeldung durch ein 
Versicherungsunternehmen, über die Sie gegebenenfalls von 
diesem gesondert informiert werden, speichert die informa HIS 
GmbH erhöhte Risiken oder Auffälligkeiten, die auf Unregelmä-
ßigkeiten hindeuten können, sofern solche Informationen an das 
HIS gemeldet wurden. Zu Fahrzeugen sind ggf. z. B. Totalschäden, 
fiktive Abrechnungen oder Auffälligkeiten bei einer früheren Scha-
denmeldung gespeichert. Gebäudebezogene Daten sind Anzahl 
und Zeitraum geltend gemachter Gebäudeschäden.

Dauer der Datenspeicherung:
Die informa HIS GmbH speichert Informationen über Personen 
gem. Art. 17 Abs. 1 lit. a) DSGVO nur für eine bestimmte Zeit.
Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach zwei Jahren 
gelöscht.

Für die Speicherfristen bei HIS-Einmeldungen gilt:
Personenbezogene Daten (Name, Adresse und Geburtsdatum) 
sowie Fahrzeug- und Gebäudedaten werden am Ende des vierten 
Kalenderjahres nach erstmaliger Speicherung gelöscht. Sofern 
in dem genannten Zeitraum eine erneute Einmeldung zu einer 
Person erfolgt, führt dies zur Verlängerung der Speicherung der 
personenbezogenen Daten um weitere vier Jahre. Die maximale 
Speicherdauer beträgt in diesen Fällen zehn Jahre.

Betroffenenrechte:
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf Berichti-
gung, auf Löschung sowie auf Einschränkung der Verarbeitung. 
Diese Rechte nach Art. 15 bis 18 DSGVO können gegenüber der 
informa HIS GmbH unter der unten genannten Adresse geltend 
gemacht werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich  
an die für die für die informa HIS GmbH zuständige Aufsichts-
behörde – Der Hessische Datenschutzbeauftragte, Gustav-Stre-
semann-Ring 1, 65189 Wiesbaden – zu wenden. Hinsichtlich der 
Meldung von Daten an das HIS ist die für das Versicherungsunter-
nehmen zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde zuständig.
Nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung aus 
Gründen, die sich aus der besonderen Situation der betroffenen 
Person ergeben, unter der unten genannten Adresse widerspro-
chen werden.
Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die informa HIS GmbH zu 
Ihrer Person, zu Ihrem Fahrzeug oder zu Ihrem Gebäude gespei-
chert hat und an wen welche Daten übermittelt worden sind, 
teilt Ihnen die informa HIS GmbH dies gerne mit. Sie können dort 
unentgeltlich eine sog. Selbstauskunft anfordern. Wir bitten Sie, 
zu berücksichtigen, dass die informa HIS GmbH aus datenschutz-
rechtlichen Gründen keinerlei telefonische Auskünfte erteilen darf, 
da eine eindeutige Identifizierung Ihrer Person am Telefon nicht 
möglich ist. Um einen Missbrauch durch Dritte zu vermeiden, 
benötigt die informa HIS GmbH folgende Angaben von Ihnen:

�� Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum.
�� Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort) 

sowie ggf. Voranschriften der letzten fünf Jahre.
�� Ggf. FIN des Fahrzeugs. Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die Bei-

fügung einer Kopie der Zulassungsbescheinigung I. oder II. zum 
Nachweis der Haltereigenschaft erforderlich.

�� Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des letzten Versi-
cherungsscheins oder eines sonstigen Dokuments erforderlich, 
das das Eigentum belegt (z. B. Kopie des Grundbuchauszugs 
oder Kaufvertrags). 

�� Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises 
(Vorder- und Rückseite) beifügen, erleichtern Sie der informa 
HIS GmbH die Identifizierung Ihrer Person und vermeiden  
damit mögliche Rückfragen. Sie können die Selbstauskunft 
auch via Internet unter: www.infoma-HIS.de/selbstauskunft  
bei der informa HIS GmbH beantragen. 

Kontaktdaten des Unternehmens und des 
Datenschutzbeauftragten:
informa HIS GmbH
Kreuzberger Ring 68
65205 Wiesbaden
Telefon: 0611 / 880 870 -0

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der informa HIS GmbH 
ist zudem unter der o. a. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz, 
oder per E-Mail unter folgender Adresse erreichbar: his-daten-
schutz@informa.de.
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V. �Dienstleisterübersicht

Nachstehend erhalten Sie zu Ihrer Information eine Übersicht der mit den verschiedenen Versicherungsgesellschaften der SIGNAL  
IDUNA Gruppe kooperierenden Unternehmen. Im Rahmen von Antrags-, Vertrags- und Schadenbearbeitungen sowie der Betreuung 
durch zuständige Vermittler kann eine Weitergabe Ihrer persönlichen Daten an diese Unternehmen erforderlich werden. 

Der Aufstellung können Sie zusätzlich entnehmen, an welche der Unternehmen ggf. auch Gesundheitsdaten weitergeleitet werden.

Konzerngesellschaften mit einer gemeinsamen Verarbeitung von Daten innerhalb der Unternehmensgruppe

�� SIGNAL IDUNA Krankenversicherung a. G. *

�� SIGNAL IDUNA Lebensversicherung a. G. *

�� SIGNAL IDUNA Unfallversicherung a. G. *

�� SIGNAL IDUNA Allgemeine Versicherung AG *

�� SIGNAL IDUNA Pensionskasse AG *

�� PVAG Polizeiversicherungs-Aktiengesellschaft *

�� ADLER Versicherung AG *

�� SIGNAL IDUNA Sterbekasse VVaG *

�� DEURAG Deutsche Rechtsschutz-Versicherung AG *

�� DONNER & REUSCHEL Aktiengesellschaft

�� HANSAINVEST Hanseatische Investment-GmbH

�� SIGNAL IDUNA Asset Management GmbH

�� SIGNAL IDUNA Bauspar AG

�� SIGNAL IDUNA Beratungs-GmbH für betriebliche Altersversorgung

�� SDV Servicepartner der Versicherungsmakler AG

�� Manufaktur Augsburg GmbH

* siehe Tabellen auf den folgenden Seiten
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Übersicht der wichtigsten Partner und von den Versicherungsgesellschaften (siehe *) beauftragten Dienstleister

a) in Einzelnennung

Auftrag
geber  Auftragnehmer / Partner Hauptgegenstand des Auf-

trags / der Zusammenarbeit

auch  
Gesund-
heitsdaten

Übermitt-
lung an 
Drittland

Garantien

Versiche-
rungsgesell-
schaften 
(siehe *)

ROLAND Assistance GmbH

Kundenservice, telefonischer Kunden-
dienst, Unterstützung bei Pflege- 
Leistungsfällen und Erbringung von 
Assistance- und Serviceleistungen für 
Versicherte im Ausland

ja nein

Schröder Assistance und Consulting 
GmbH

Kundenservice, telefonischer  
Kundendienst ja nein

BSGV Bochumer Servicegesellschaft  
für Versicherer mbH

Bestandsverwaltung, Schadenbearbei-
tung, telefonischer Kundendienst ja nein

GDV Dienstleistungs GmbH Datentransfer mit Vermittlern und 
Dienstleistern nein nein

Actineo GmbH Unterstützung in der Leistungs
bearbeitung ja nein

MD Medicus Assistance Service GmbH

Schadenbearbeitung, telefonischer  
Kundendienst, Erbringung von  
Assistance- und Serviceleistungen für 
Versicherte im Ausland

ja nein

IHR Rehabilitations-Dienst GmbH Schadenbearbeitung, telefonischer  
Kundendienst, Assistanceleistungen ja nein

ARA GmbH – Auto- und Reise-Assistance

Durchführung und Vermittlung sowie 
Schadenregulierung von Assistance-  
und Serviceleistungen zur Unterstützung 
des Kunden

ja nein

KSP Kanzlei Dr. Seegers, Dr. Franken-
heim Rechtsanwaltsgesellschaft mbH Forderungsmanagement nein nein

HFG Inkasso GmbH Langzeitverfolgung von Forderungen nein nein

Infoscore Consumer Data GmbH Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein

Creditreform Dortmund /  
Witten Scharf KG Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein

Creditsafe Deutschland GmbH Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein

SIGNAL 
IDUNA 
Kranken-
versicherung 
a. G.

PKV-Verband, Köln Unterstützung, Koordination,  
Revisionstätigkeit ja nein

MedX GmbH, Hamburg Unterstützung in der Leistungs- 
bearbeitung ja nein

SIGNAL 
IDUNA 
Lebensver
sicherung  
a. G. / 
SIGNAL 
IDUNA 
Pensions-
kasse AG

xbAV Beratungssoftware GmbH Beratungs- und Angebotssoftware ja nein

Pro Claims Solutions GmbH Unterstützung bei BU-Leistungsfällen ja nein

Swiss Post Solutions GmbH Unterstützung in der Antrags- /  
Vertragsbearbeitung ja nein

Credirreform Hamburg von der  
Decken KG Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein

CRIF Bürgel GmbH Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein

Info Partner KG Bonitäts- und Wirtschaftsauskünfte nein nein

SIGNAL 
IDUNA 
Allgemeine 
Versicherung 
AG

FinLeap Schadenbearbeitung / Forensik
bei Cyber-Schäden nein nein

HVR Hamburger Vermögens- 
schaden-Haftpflicht  
Risikomanagement GmbH

Antragsprüfung und Underwriting nein nein

Perseus Technologies GmbH Schadenbehebung, Erste-Hilfe-Hotline nein nein
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b) in Kategorien von Dienstleistern

Auftrag
geber  Auftragnehmer / Partner Hauptgegenstand des Auf-

trags / der Zusammenarbeit

auch  
Gesund-
heitsdaten

Übermitt-
lung an 
Dritt-
land**

Garantien

Versiche-
rungsgesell-
schaften 
(siehe *)

Konzerninterne Dienstleistungen Vertrieb, Abschluss, Abwicklung und 
Verwaltung von Verträgen ja nein

IT-Dienstleistungen / Rechenzentrum / 
Backup-Rechenzentrum /  
Online-Anträge und Abschlüsse

Bereitstellung von IT-Kapazitäten, Hard- 
und Software einschließlich Wartung ja ja

Binding  
Corporate 
Rules

Wirtschaftsauskunftsunternehmen, 
Adressermittler Recherchen, Wirtschaftsauskünfte nein nein

Ärzte, Gutachter, Dolmetscher Med. Untersuchungen, Begutachtungen, 
Unterstützungsleistungen ja nein

Assisteure, Reha-Dienste Erbringung Assistanceleistungen zur 
Unterstützung des Kunden ja ja

Binding  
Corporate 
Rules

Lettershops, Druckereien Druck und Versand nein nein

Aktenlagerung, Aktenvernichtung Archivierung und Vernichtung von  
Akten und Unterlagen ja nein

Telefonischer Kundendienst Telefonische Entgegennahme von  
Kundenanliegen, Leistung ja nein

Markt- und Meinungsforschungsinstitute
Durchführung von repräsentativen  
Bevölkerungsbefragungen, Kunden-  
und Außendienstbefragungen

nein nein

Inkassounternehmen Realisierung von titulierten Forderungen nein nein

Rechtsanwaltskanzleien Anwaltliche Dienstleistung in begründe-
ten Einzelfällen, Forderungseinzug ja nein

Detekteien Anlassbezogene Betrugsbekämpfung  
in Einzelfällen ja nein

Werkstätten, Handwerksbetriebe,  
Mietwagenunternehmen Reparaturen, Sanierungen, Ersatz nein ja

Binding  
Corporate 
Rules EU-US 
Privacy Shield

Regulierungsbüros Schadenregulierung, Belegprüfung ja nein

SIGNAL 
IDUNA 
Kranken-
versicherung 
a. G.

Sanitätshäuser, Hilfsmittelhersteller
Hilfsmittelversorgung, Begutachtungen 
zur Hilfsmittel versorgung, aktive  
Kundenunterstützung

ja nein

Kliniken Krankenversorgung, Begutachtungen ja nein

SIGNAL 
IDUNA 
Lebensver
sicherung  
a. G. / 
SIGNAL 
IDUNA 
Pensions-
kasse AG

Rückversicherer
Unterstützungsleistungen und Begut-
achtungen im Antragsverfahren und im 
Rahmen der Leistungsprüfung

ja nein

Onlinebasierte Risikoprüfungsplatt form Antragsaufnahme ja nein

SIGNAL 
IDUNA 
Allgemeine 
Versicherung 
AG

Assekuradeure Antrags- / Vertragsbearbeitung,  
Inkasso, Sachschadenregulierung ja nein

** Die Angabe, dass Daten bei Erforderlichkeit zweckbestimmt in ein Drittland übermittelt werden, erfolgt bereits, wenn dies nur auf einen einzelnen Dienstleister 


